
Wir stehen kurz vor der Bun-
destagswahl – Herausforderungen 
gibt es genug! Vor der Klimaerwär-
mung kann nach den jüngsten Ka-
tastrophen kaum noch jemand die 
Augen verschließen. Doch unsere 
Gesellschaft ist mit weiteren, ra-
sant wachsenden Problemen kon-
frontiert. Eines davon ist die soziale 
Spaltung. Denn mit ihr macht sich 
die Armut breit. Längst hat sie un-
sere Mitte erreicht: Ältere, die von 
ihren mageren Bezügen nicht exis-
tieren können, Alleinerziehende, die 
kaum über die Runden kommen, 

Menschen mit Behinderungen und 
Pflegebedürftige, abgehängt von 
sozialer Teilhabe. Die Reihe lässt 
sich fortsetzen. Auch immer mehr 
Kinder müssen erleben, was Armut 
bedeutet – mit negativen Folgen 
für ihre Bildungschancen und ihr 
gesamtes weiteres Leben. Die Pan-
demie hat die ohnehin dramatische 
Lage für sozial Benachteiligte noch 
verschärft. Nach der Wahl muss es 
deshalb darum gehen, die Proble-
me zu lösen. Dazu gehört auch, die 
die Kosten zu deren Bewältigung 
gerecht zu verteilen – ob für die 

enormen Corona-Staatsschulden, 
die Mobilitätswende oder eine 
echte Pflegereform. Werden künftig 
Hyperreiche stärker herangezogen 
oder muss die Mehrheit mit kleinen 
und mittleren Einkommen weite-
re Einschnitte hinnehmen? Liebe 
Mitglieder und Freund*innen des 
SoVD: Bitte nutzen Sie Ihre Stimme 
und gehen Sie wählen! Der künfti-
ge Kurs hat enorme Konsequenzen 
für uns alle gemeinsam, aber auch 
für jede*n Einzelne*n von uns!

 Adolf Bauer
 SoVD-Präsident
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Corona-Pandemie ließ viele geringfügig Beschäftigte ohne Perspektive zurück

Krise steigert Kritik an Minijobs
Gelingt es uns, die Lasten der 

Pandemie solidarisch zu vertei-
len? Die unabhängige Wissen-
schaftsakademie Leopoldina 
kommt zu dem Schluss, dass 
die sozialen Sicherungssyste-
me unter anderem geringfügig 
Beschäftigten nur unzureichend 
Schutz bieten. Die Expert*innen 
regen daher an, das Instrument 
der Minijobs abzuschaffen. Der 
SoVD befürwortet das bereits 
seit Langem und strebt eine 
generelle Sozialversicherungs-
pflicht ab dem ersten Euro an.

Über eine halbe Million so-
genannter Minijobs fielen laut 
Bundesagentur für Arbeit der 
Pandemie zum Opfer. Die meis-
ten Menschen, die dadurch 
ihre Arbeit verloren, waren in 
der Gastronomie beschäftigt. 
Ihre eingeschränkte staatli-
che Absicherung trat mit der 
Corona-Krise besonders deut-
lich zutage. Denn dadurch, 
dass geringfügig Beschäftigte 
(„450-Euro-Jobs“) nicht in die 
Arbeitslosenversicherung ein-
zahlen, erhalten sie auch kein 

Arbeitslosengeld. Hinzu kommt 
ein weiteres Problem: Betriebe 
können aus dem gleichen Grund 
für Minijobber*innen kein Kurz-
arbeitergeld beantragen. 

Minijobs für Beschäftigte 
oftmals eine Sackgasse

Branchen wie Gastronomie, 
Einzelhandel oder Tourismus 
mussten ihren Betrieb infolge 
der Schließungen („Lockdown“) 
entweder ganz oder teilweise 
einstellen. Dadurch büßten vor 
allem Rentner*innen, Studie-

rende und Frauen von einem 
Tag auf den anderen ihr drin-
gend benötigtes zusätzliches 
Einkommen ein. 

Keine Beiträge zur Sozialver-
sicherung, schlechte Arbeits-
bedingungen – Kritik an den 
Minijobs gab es bereits vor dem 
Ausbruch des Coronavirus. Die 
oftmals gepriesene „Brücken-
funktion“ für den Übergang aus 
der Arbeitslosigkeit jedenfalls 
erfüllt diese Beschäftigungs-
form nicht. Anstatt langfristig 

Wer mit einem sogenannten Minijob in der Gastronomie arbeitete, stand nach den coronabedingten Schließungen vor dem finanziellen Aus. 
Foto: Ralph Peters / Imago Pictures
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den Einstieg in eine umfangrei-
chere Tätigkeit zu schaffen, blie-
ben Menschen oftmals in der 
geringfügigen Beschäftigung 
hängen. 

Leopoldina spricht sich für
Reform bei Minijobs aus 

Zu diesem Schluss kommt 
auch die Nationale Akademie 
der Wissenschaften. In ihrer Un-
tersuchung macht die Leopoldi-
na zudem darauf aufmerksam, 
dass Minijobs zum Teil sogar 
sozialversicherungspflichtige 
Beschäftigungsverhältnisse ver-
drängen.

Um das Problem in den Griff 
zu bekommen, erwägen die 
Wissenschaftler*innen ver-
schiedene Reformoptionen. 
Eine davon wäre, geringfügige 

Beschäftigungsverhältnisse in 
Form von Minijobs langfristig 
ganz abzuschaffen oder  zumin-
dest deutlich einzuschränken. 
Im letzteren Fall schlägt die 
Leopoldina die Rückführung auf 
einen niedrigeren Maximalver-
dienst vor. Dieser könnte anstel-
le der bisherigen 450 Euro dann 
bei 100 Euro im Monat liegen. 
Auch sei eine Beschränkung 
des Zugangs nur für bestimmte 
Bevölkerungsgruppen möglich, 
zum Beispiel für Studierende 
und Rentner*innen. 

SoVD fordert generelle
Sozialversicherungspflicht

Für den SoVD spielt bei der 
Diskussion um Beschäftigungs-
formen auch das Thema Alters-
armut eine entscheidende Rolle. 
Das machte Verbandspräsident 

Adolf Bauer noch einmal sehr 
deutlich: „Minijobs führen zu 
Minirenten und das gilt es zu 
verhindern. Wir brauchen eine 
Sozialversicherungspflicht ab 
dem ersten Euro.“

Aus Sicht des Sozialver-
bandes würde das nicht nur 
den Minijobbenden selbst 
helfen, sondern auch all den 
Arbeitgeber*innen, die in erster 
Linie auf sozialversicherungs-
pflichtige Jobs setzen. Gering-
fügige Beschäftigung verzerre 
letztlich den Wettbewerb und 
benachteilige Unternehmen, 
die auf klassische Beschäfti-
gungsformen und die Einhal-
tung arbeitsrechtlicher Vorga-
ben setzen, so Adolf Bauer.

Fast vier Millionen Frauen
geringfügig beschäftigt

Dringenden Handlungsbe-
darf sieht auch SoVD-Bundes-
frauensprecherin Jutta König: 
„Der überwiegende Anteil der 
Minijobbenden ist weiblich. 
Im gewerblichen Bereich sind 
3.905.806 Frauen in Minijobs 
beschäftigt. Das Risiko für Al-
tersarmut ist hier besonders 
hoch. Es wird Zeit, dass die Po-
litik akzeptiert, dass die Brü-
cke zum ersten Arbeitsmarkt 
durchweg nicht geglückt ist.“ 

 Kurzfristige Hilfen 
in Zeiten der Pandemie

Mit Blick auf die Krise der 
letzten Monate muss die Bun-
desregierung so schnell wie 
möglich handeln. Die Situati-
on, dass Menschen ohne jede 
Absicherung allein gelassen 
werden, darf sich auf keinen 
Fall wiederholen. Der SoVD 
spricht sich daher für eine Lö-
sung aus, die dafür sorgt, dass 
Minijobber*innen – sollte es 

Krise steigert bestehende Kritik an Minijobs
Corona-Pandemie ließ viele geringfügig Beschäftigte ohne Perspektive zurück

Durch das Coronavirus kamen Handel und Gastronomie zum Still-
stand. Trotz des Wegfalls vieler Minijobs gibt es noch immer rund 
sieben Millionen geringfügig entlohnte Beschäftigungsverhältnisse.

erneut zu einem Lockdown 
kommen – entweder durch 
eine Sonderregelung auch 
vom Kurzarbeitergeld profitie-
ren oder ihnen ähnlich wie bei 
Selbstständigen eine staatliche 
Hilfe zugutekommt. 

Mehr Informationen zu den 
Positionen des SoVD finden Sie 
auch online unter: www.sovd.de/
sozialpolitik/arbeitsmarkt.

 Joachim Schöne

Fortsetzung von Seite 1

Das Spendenkonto des 
SoVD für die Hochwas-
seropfer lautet: IBAN: 
DE82 5206 0410 1003 999939, 
BIC: GENODEF1EK1, Evangeli-
sche Bank (EB).

Info

Die Wassermassen haben 
Landstriche verwüstet, Men-
schen um ihr Hab und Gut ge-
bracht und sogar in den Tod ge-
rissen. Das Land ist immer noch 
geschockt von den gewaltigen 
Folgen dieser Katastrophe. Als 
Deutschlands ältester Sozial-
verband nahm der SoVD seine 
besondere Verantwortung wahr 
– bei der Hilfe für diejenigen, die 
zum Teil alles verloren haben.

SoVD-Präsident Adolf Bauer 
rief die Mitglieder zum Spen-

den auf und appellierte: „In 
diesem Moment zählt nur eines: 
Solidarität! Was das Fundament 
unseres Verbandes darstellt, 
muss nun den Opfern zugute-
kommen“. 

SoVD-Mitglieder zeigen 
große Solidarität

Auf dem eigens dafür einge-
richteten Spendenkonto kamen 
innerhalb eines Monats 88.000 
Euro zusammen. Adolf Bauer 
zeigt sich davon beeindruckt 

und würdigte das Engagement 
der SoVD-Mitglieder: „Vor allem 
vor dem Hintergrund, dass vie-
le unserer Mitglieder selbst nur 
wenig haben und oft mit sehr 
kleinen Gehältern, Kleinstren-
ten oder Transferleistungen 
auskommen müssen, ist die 
Hilfsbereitschaft umso höher 
einzuordnen.“ 

Das Spendenkonto bleibt wei-
terhin geöffnet. Denn auch wenn 
die Bilder der Katastrophe aus 
den Nachrichten verschwinden, 

bräuchten die Menschen vor Ort 
weiterhin Hilfe und Unterstüt-
zung, so der SoVD-Präsident. 

Verband bietet auch 
telefonische Beratung

Der SoVD beließ es nicht bei 
finanzieller Unterstützung, son-
dern stellte auch seine Bera-
tungskompetenz zur Verfügung. 
Für Fragen rund um Beantra-
gung und Gewährung von Hil-
fen in unterschiedlichen Rechts-
bereichen schaltet der Verband 

Das verheerende Hochwasser nach Starkregen in Teilen von Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz und Bayern hat mehr als 180 
Menschen das Leben gekostet. Der SoVD ist von dieser Katastrophe tief betroffen und hat seine Mitglieder zu Spenden aufgerufen, um 
die Menschen vor Ort zu unterstützen. Innerhalb von kurzer Zeit kamen auf dem eigens eingerichteten Konto fast 90.000 Euro zusam-
men. Die Aktion läuft weiter. Das Geld geht an Organisationen, die vor Ort zum Wiederaufbau in den Hochwassergebieten beitragen. 

SoVD sammelt Spenden für Hochwasseropfer
Adolf Bauer lobt Spendenbereitschaft der SoVD-Mitglieder – schon fast 90.000 Euro zusammengekommen

eine Hotline als Anlaufstelle 
und zur Weitervermittlung. 
Mitglieder erhalten selbstver-
ständlich auch eine kompetente 
Sozialrechtsberatung wenn sie 
infolge der Flut konkrete Anlie-
gen und Probleme haben.  str

www.sovd.de

Foto: Redpixel, Vladimir Melnikov / Adobe Stock; Montage: SoVD

Wird die neue Bundesregierung dieses 
wichtige Thema angehen? Im Vorfeld der 
Bundestagswahl können Sie sich darüber 
informieren, welchen Stellenwert die Par-
teien den sozialen Sicherungssystemen 
einräumen. Sie finden die Antworten auf 
die SoVD-Wahlprüfsteine auf den Seiten 
4 und 5 in dieser Ausgabe sowie in voller 
Länge unter www.sovd.de/bundestagswahl.

Foto: DR pics / Adobe Stock
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Die Bundestagswahl steht unmittelbar bevor. Um seinen Mitgliedern zusätzliche Orientierung zu geben, auf welche Inhalte 
sie mit ihrem Kreuzchen setzen, hat der SoVD Wahlprüfsteine an die Parteien gesandt. Die Antworten zu den Kernthemen 
finden Sie auszugsweise auf den nachfolgenden Seiten 4 und 5 sowie ungekürzt auf unserer Internetsonderseite zur Wahl auf 
www.sovd.de. Der SoVD fühlte den Kandidat*innen aber auch persönlich auf den Zahn. Dazu schlüpfte SoVD-Präsident Adolf 
Bauer in die Rolle des Interviewers und stellte ihnen kritische Fragen zu den sozialpolitischen Kernthemen des Verbandes. 

Persönlich auf den Zahn gefühlt
SoVD-Präsident Adolf Bauer im Interview mit den Parteienvertreter*innen

Robert Habeck,  Bundesvorsitzender von Bündnis 90 / Die 
Grünen: „Wir von den Grünen sind davon überzeugt, dass an 
der Bürgerversicherung kein Weg vorbei führt: sowohl für 
die Krankenversicherung als auch bei Rente und Pflege. Nur 
sie ist wirklich solidarisch.“

Linke-Kandidatin Janine Wissler betonte: 
„Wir wollen Teilhabe am ersten Arbeitsmarkt 
ermöglichen. Zum Beispiel wollen wir gezielt 
Inklusionsunternehmen fördern, mit sozial-
versicherungspflichtiger Beschäftigung für 
Menschen mit Behinderung.“ veo

Christian Lindner, FDP-Bundesvorsitzender: „Wir Freie Demo-
kraten wollen die Rente ‚enkelfit‘ machen. Das bedeutet nicht, 
die gesetzliche Rente zu schwächen, sondern sie durch eine 
Kapitalrente zu ergänzen und damit zu stärken. Nach der Wahl 
möchten wir uns gerne zu einem Rentengipfel treffen: die Ren-
tenexpertinnen und -experten des SoVD mit denen der FDP.“

Olaf Scholz, SPD-Kanzlerkandidat, zeigte unter anderem Inter-
esse für die Imagebroschüre des SoVD. Eines seiner Statements 
galt fairen Löhnen: „Beim Mindestlohn haben wir mit der Gro-
ßen Koalition schon viel geschafft – aber das reicht noch nicht. 
Ich werde mich als Kanzler für zwölf Euro einsetzen.“

Alexander Dobrindt, MdB CDU / CSU, mit dem SoVD-Präsiden-
ten und Bundespressesprecher Peter Zernechel (re.): „Wir müs-
sen bei der Eingliederung von Menschen mit Behinderung – und 
vor allem Schwerbehinderten – in den Arbeitsmarkt unbedingt 
viel mehr tun. Gerne würden wir von der CSU da auch nach der 
Wahl mit den Fachleuten des SoVD in engem Kontakt bleiben.“

In fünf Drehterminen vor der Bundesge-
schäftsstelle des SoVD in Berlin stellte So-
VD-Präsident Adolf Bauer Vertreter*innen 
der Parteien kritische Fragen. Die Beiträge 
erscheinen in Kürze im SoVD-Web-TV. 

Bei der inklusiven Ruderregat-
ta in Berlin saßen Menschen mit 
und ohne Behinderungen buch-
stäblich „im selben Boot“. Ge-
meinsames Erleben stand – wie 
auch beim Inklusionslauf – im 
Mittelpunkt. Zum Aktionstag sagt 
SoVD-Präsident Adolf Bauer: „Als 
SoVD wollen wir nicht nur über 
Barrieren sprechen, sondern sie 
auch abbauen, indem wir Begeg-
nungen schaffen. Deshalb haben 
wir 2014 den Inklusionslauf für 
Menschen mit und ohne Behin-
derungen ins Leben gerufen. Mit 

dem „tag des wir“ gehen wir nun 
noch einen Schritt weiter.“ 

Der Aktionstag hat hochkaräti-
ge Unterstützung: Botschafterin 
ist untere anderem Ulla Schmidt, 
frühere Bundesministerin und 
heute Vorsitzende der Bundes-
vereinigung Lebenshilfe. Auch 
Jan Haller, Kapitän der deutschen 
Rollstuhlbasketball-National-
mannschaft und paralympischer 
Athlet, ist mit von der Partie. 

2022 soll der „tag des wir“ mit 
den Landesverbänden auf breite 
Füße gestellt werden. 

Eine gut funktionierende Gesellschaft lebt von Vielfalt, Toleranz und Solidarität. Der Sozialverband Deutschland (SoVD) hat deshalb 
einen Aktionstag zum Mitmachen ins Leben gerufen. Am 21. August fand der erste „tag des wir“ in Form einer inklusiven Regatta statt. 
Und obwohl der Inklusionslauf pandemiebedingt 2021 abgesagt werden musste, traf sich eine Gruppe auf dem Tempelhofer Lauffeld. 

Vom Inklusionslauf zum „tag des wir“
SoVD verbindet Vielfalt und Miteinander mit neuem Aktionstag – Sport und Gemeinschaft bei inklusiver Regatta

SoVD-Vizepräsidentin Ursu-
la Engelen-Kefer (li.) und der 
stellv. Bundesgeschäftsführer 
Michael Meder (Mitte) beim 
SoVD-Treffpunkt der Regatta.  Foto: Ralf Bergfeld

Fotos (2): Ronny Behnert / 
Daniel Hohlfeld.

Alle Fotos: Laurin Schmid
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Dieser riesige Bundesadler 
wacht über das Geschehen 
im Plenarsaal des Deut-
schen Bundestages.

Steuersatz zahlen. Das ist leis-
tungsfeindlich und ungerecht. 
Umso wichtiger ist es, Bürgerin-
nen und Bürger in Deutschland 
bei den Steuern und Abgaben 
nachhaltig und deutlich zu ent-
lasten. Zudem lehnen wir eine 
einmalige Vermögensabgabe 
ebenso ab wie die Wiederbele-
bung der Vermögensteuer. Bei-
des ist für unsere mittelstän-
disch geprägte Wirtschaft ein 
Hemmschuh bei der Bekämp-
fung der wirtschaftlichen Fol-
gen der Corona-Pandemie, weil 
den Unternehmen Liquidität 
unabhängig von deren Ertrags-
lage entzogen wird.

Für die Höhe bzw. Stabilität 
der Sozialbeiträge sind das Be-
schäftigungsniveau, die Über-
führung ge-
ringfügiger 
in sozialver-
sicherungs-
pflichtige Beschäftigungsver-
hältnisse und angemessene 
Bruttolöhne und -gehälter aus-
schlaggebend. Wir wollen die 
Tarifbindung stärken und pre-
käre Beschäftigung wie Leih-
arbeit und befristete Verträge 
zurückdrängen. Grundsätzlich 
sollen alle Einkommensarten 
zur Finanzierung der Sozial-
versicherungen einbezogen, die 
Beitragsbemessungsgrenzen 
erhöht bzw. aufgehoben und 
die paritätische Beteiligung der 
Arbeitgeber garantiert werden. 
Das Steuerkonzept der Linken 
sieht Mehreinnahmen von ca. 
160 Mrd. Euro pro Jahr vor, ins-
besondere durch folgende Maß-
nahmen: 60 Mrd. Euro durch die 
Wiedererhebung der Vermögen-
steuer, 35 Mrd. Euro durch eine 
höhere Besteuerung von Kon-
zernen und 30 Mrd. Euro durch 
die Einführung der Finanztrans-
aktionsteuer. Bei der Einkom-
mensbesteuerung fordern wir 
eine aufkommensneutrale Steu-
erreform, durch die hohe Ein-
kommen belastet und niedrige-
re und mittlere entlastet werden. 
Zur Bewältigung der Kosten der 
Corona-Pandemie fordern wir 
eine einmalige Vermögensabga-
be, die über 20 Jahre insgesamt 
310 Mrd. Euro erbringt.

Die Konzeption der Grund-
rente überzeugt uns nicht. Wir 
Freie Demokraten wollen eine 
Basis-Rente einführen. Wer ge-
arbeitet und eingezahlt hat, 
muss im Alter immer mehr als 
die Grundsicherung haben und 
auch mehr als Menschen, die 
nicht gearbeitet und eingezahlt 
haben. Das erreichen wir durch 
einen Freibetrag bei der Grund-
sicherung im Alter für Einkünfte 
aus der gesetzlichen Renten-
versicherung. Beantragung und 
Auszahlung der Basis-Rente 
wollen wir unter dem Dach 
der Rentenversicherung zu-
sammenführen. Der Gang zum 
Sozialamt entfällt, Altersarmut 
wird fair und gezielt bekämpft. 
Die Erwerbsminderungsrente 
stärken wir. Wer aus gesundheit-
lichen Gründen nicht mehr ar-
beiten kann, braucht eine starke 
Unterstützung.

Die Idee einer Erwerbstäti-
genversicherung überzeugt uns 
nicht. Wir Freie Demokraten 
wollen maximale Wahlfreiheit 
für Selbstständige bei der Al-
tersvorsorge. Auch die Form der 
Vorsorge soll frei wählbar sein. 
Für die Gründungsphase wollen 
wir Karenzfristen. Dabei halten 
wir grundsätzlich eine Pflicht zur 
Altersvorsorge wie bei der Kran-
kenversicherung für angemes-
sen. Die Wahlfreiheit soll für alle 
Selbstständigen ohne obligato-
risches Alterssicherungssystem 
sowie für Selbstständige gelten, 
die bisher in der gesetzlichen 
Rentenversicherung pflichtversi-
chert sind.

Wir wollen die umlagefinan-
zierte gesetzliche Rente stärken, 
indem wir das Rentenniveau auf 
53 Prozent (ohne den Revisions-
effekt ab Juli 2021) anheben. 
Das kommt allen Rentnerinnen 
und Rentnern heute und in Zu-
kunft zugute. Die Renten wür-
den sich grob 
gerechnet im 
Schnitt um 
zehn Prozent 
erhöhen. Zudem wollen wir die 
gesetzliche Rentenversicherung 
zu einer solidarischen Erwerbs-
tätigenversicherung ausbauen. 
Diese bietet eine gesetzliche 

Rente

• Wie wollen Sie die gesetzli-
che Rente stärken?

•  Werden Sie sich für Verbes-
serungen der Grundrente 
einsetzen? 

• Werden Sie die Verbesse-
rungen für Erwerbsmin-
derungsrentner*innen im 
Neuzugang auf den Bestand 
ausdehnen? 

• Werden Sie sich für die Ein-
führung einer Erwerbstäti-
genversicherung einsetzen?

Die beste Rentenpolitik ist 
eine gute Wirtschaftspolitik. 
Denn je mehr Menschen sozial-
versicherungspflichtig arbeiten, 
desto besser ist es für die Rente. 
Das haben die letzten zehn Jah-
re gezeigt, die im ganzen Land 
zu deutlichen Rentensteigerun-
gen geführt haben. Wir stehen 
für eine zukunftsfeste Alterssi-
cherung auf drei Säulen: der 
gesetzlichen Rentenversiche-
rung, der betrieblichen und 
der privaten Vorsorge. Die ge-
setzliche Rentenversicherung 
wird dabei für 
die meisten 
Menschen die 
zentrale Säule 
bleiben. Wir 
wollen ein Rentenrecht, das 
Generationengerechtigkeit si-
chert und Leistungen sowie 
Lasten fair und nachvollzieh-
bar verteilt. Wir werden, wie 
von der Rentenkommission der 
Bundesregierung unter Betei-
ligung der Sozialpartner und 
der Wissenschaft vorgeschla-
gen, den bisher nur für die ge-
setzliche Rentenversicherung 
zuständigen Sozialbeirat zu 
einem Alterssicherungsbeirat 
weiterentwickeln. Freiwillige 
Beiträge in der gesetzlichen 
Rentenversicherung in jegli-
cher gewünschten Höhe wer-
den wir zulassen, maximal bis 
zur jeweiligen Beitragsbemes-
sungsgrenze. Mit Blick auf die 
Menschen, die bereits eine Er-
werbsminderungsrente bezie-
hen, wollen wir, dass diese beim 
Wechsel von der Erwerbsmin-
derungsrente in die Altersrente 
auch von den Verbesserungen 
der Jahre 2014 und 2019 profi-

Alterssicherung auch für bis-
lang nicht versicherte Selbst-
ständige, Freiberufler*innen, 
Beamt*innen, Manager*innen 
und Politiker*innen. Die Bei-
tragsseite wollen wir zusätz-
lich stärken durch bessere Ta-
rifabdeckung, Anhebung des 
gesetzlichen Mindestlohns auf 
13 Euro, das Überwinden von 
Leiharbeit, missbräuchlichen 
Werkverträgen, geringfügiger 
und befristeter Beschäftigung. 
Außerdem wollen wir die Bei-
tragsbemessungsgrenze anhe-
ben. Im Hinblick auf Erwerbs-
minderungsrenten fordern wir, 
dass die unsozialen Abschläge 
auf Erwerbsminderungsrenten 
abgeschafft werden und Ver-
besserungen bei der Zurech-
nungszeit für Neurentner*innen 
wertgleich auch auf den Ren-
tenbestand ausgeweitet werden 
müssen. Die von der Großen Ko-
alition beschlossene sogenann-
te Grundrente greift zu kurz, um 
Zeiten niedriger Löhne auszu-
gleichen. Wir wollen deshalb 
die „Rente nach Mindestentgelt-
punkten“ auch für Zeiten nach 
1992 einführen und verbessern. 
Vollzeiterwerbstätige mit 13 
Euro Stundenlohn erhielten 
dann in der Regel eine Rente 
von rund 1.200 Euro. Bei einem 
Rentenniveau von 53 Prozent 
hätte zum Beispiel eine Ein-
zelhandelskauffrau mit einem 
Gehalt von 2.200 Euro brutto 
dadurch nach 45 Jahren Ar-
beit monatlich knapp 198 Euro 
mehr als nach geltendem Recht 
mit der sogenannten Grundren-
te – ohne eine Einkommensprü-
fung! Davon würden vor allem 
Frauen und in Ostdeutschland 
Beschäftigte profitieren. Für all 
jene, die trotz unserer Reform-
maßnahmen in der Rente ein 
zu niedriges Alterseinkommen 
haben, um davon leben zu kön-
nen, führen wir eine solidari-
sche Mindestrente ein. Sie wird 
als Zuschlag von der Renten-
versicherung an alle Menschen 
im Rentenalter gezahlt, die im 
Alter weniger als 1.200 Euro 
Nettoeinkommen haben. Die 
solidarische Mindestrente ist 
einkommens- und vermögens-
geprüft und wird aus Steuern 
finanziert.

bedarfsgerecht ausstatten und 
verhindern, dass es bei den 
sozialen Sicherungssystemen 
nach der Corona-Pandemie zu 
Leistungskürzungen kommt? 

Gerade in der Corona-Pande-
mie konnten sich die Menschen 
dank der SPD auf einen starken 
Sozialstaat verlas-
sen. Wir stehen für 
die Stärkung des 
Zusammenhalts 
in unserer Gesell-
schaft. Deshalb 
müssen auch nach der Pandemie 
vor allem die Rente, Kranken- 
und Pflegeversicherung gestärkt 
und nicht geschwächt werden. 
Dafür bedarf es vor allem eines 
fairen Steuersystems. Reichtum 
muss stärker besteuert werden 
– also Erbschaften, Vermögen 
und sehr hohes Einkommen. 
Aufgrund der Beitragsfinanzie-
rung der sozialen Sicherung sind 
gute und sichere Arbeitsplätze 
genauso entscheidend. Daher 
setzen wir uns für eine hohe Be-
schäftigungsquote, zum Beispiel 
durch die bessere Vereinbarkeit 
von Familie und Beruf und eine 
anständige Lohnentwicklung 
durch einen Mindestlohn von 12 
Euro und mehr Tarifverträge, ein.

Jede und jeder Einzelne soll 
die Chance haben, beruflich und 
privat aufzusteigen. Der moderne 
Sozialstaat muss ein Sprungbrett 
sein. Er muss ermutigen, Poten-
ziale freisetzen und Anstrengung 
auch wirklich belohnen. Ziel 
muss es sein, dass Menschen 
möglichst schnell berufliche 
Fortschritte machen können. Wir 
Freie Demokraten wollen Chan-
cen durch Freiräume eröffnen – 
für ein selbstbestimmtes Leben.

Eine Erhöhung der Steuern 
und Abgaben für die Finanzie-
rung des Sozialstaats lehnen 
wir ab. Stattdessen wollen wir 
einen fairen Tarif bei der Ein-
kommensteuer: 
den Chancen-
tarif. Denn für 
uns ist klar: 
Eine Durch-
schnittsverdienerin und ein 
Durchschnittsverdiener dürfen 
nicht fast schon den höchsten 

veau und lehnen eine Erhöhung 
des Regeleintrittsalters ab. Es 
muss weiterhin für Jung und Alt 
gelten, dass man nach einem 
Leben voller Arbeit eine ordent-
liche Rente bekommt. Der beste 
Weg, die Renten stabil zu halten, 
sind steigende Löhne und zu-
kunftsfeste Arbeitsplätze. Wir 
wollen die Beschäftigungsquote 
erhöhen und eine anständige 
Lohnentwicklung durch mehr 
Tarifverträge und die Erhöhung 
des Mindestlohns sicherstellen. 
Denn höhere Löhne bedeuten 
auch höhere Beitragseinnah-
men. Zudem muss die Rente ge-
recht und solidarisch finanziert 
werden. Für eine stabile Rente 
werden wir hohe Einkommen 
und Vermögen etwas stärker 
an der Finanzierung des Sozial-
staats beteiligen.

Wir Freie Demokraten fordern 
die Einführung einer gesetzli-
chen Aktienrente. Daher schla-
gen wir vor, die verpflichtende 
erste Säule unseres Rentensys-
tems künftig auf zwei Pfeiler zu 
stellen, dadurch endlich für De-
mografiefestigkeit zu sorgen und 
das Rentenni-
veau langfris-
tig wieder zu 
steigern. Dabei 
wird genau 
derselbe Anteil wie bisher für 
die Altersvorsorge aufgewen-
det – wie üblich aufgeteilt in 
Arbeitnehmer- und Arbeitgeber-
beitrag. Neu ist, dass neben dem 
größeren Betrag, der weiter in 
die umlagefinanzierte Renten-
versicherung fließt, ein kleinerer 
Betrag von zum Beispiel zwei 
Prozent des Bruttoeinkommens 
in eine langfristige, chancen-
orientierte und kapitalgedeckte 
Altersvorsorge angelegt wird, die 
als Fonds unabhängig verwaltet 
wird, eben die gesetzliche Aktien-
rente. Schweden macht uns seit 
Jahren vor, wie Aktiensparen so 
erfolgreich und risikoarm orga-
nisiert werden kann. Durch unser 
Modell erwerben zukünftig alle 
Beitragszahlerinnen sowie Bei-
tragszahler – insbesondere auch 
Geringverdiener – echtes Eigen-
tum für ihre Altersvorsorge und 
erhalten höhere Altersrenten.

Sozialstaat

• Wie wollen Sie die sozialen 
Sicherungssysteme finanziell 
bedarfsgerecht ausstatten? 

• Wie sollen Vermögensteuer, 
Anhebung der Spitzensteu-
ersätze und Vermögensab-
gabe dazu beitragen? 

Als CDU und CSU stehen wir 
wie keine andere Partei für die 
soziale Marktwirtschaft. Unse-
re Sozialversicherungssysteme 
werden wir leistungsfähig hal-
ten. Grundlage dafür sind ein 
kraftvoller Neustart nach der Kri-
se, nachhaltiges Wachstum und 
solide Finanzen. Mit unserem 
Modernisierungsjahrzehnt wer-
den wir neue 
Dynamik ent-
fachen und 
ein in Zukunft 
klimaneutra-
les Industrieland bleiben. Dafür 
brauchen wir Innovationen, Kre-
ativität und Engagement, aber 
keine zusätzlichen Lasten und 
Steuererhöhungen. Sie stehen 
dem notwendigen Aufschwung 
unserer Wirtschaft, der Grund-
lage leistungsfähiger sozialer 
Sicherungssysteme ist, entgegen.

Wir Grüne wollen die sozialen 
Sicherungssysteme mit einem 
klugen Mix aus Steuer- und 
Beitragsmitteln bedarfsgerecht 
ausstatten und die Leistungs-
erbringung auch in Zukunft 
sicherstellen. Die Einnahmen 
aus der Einführung einer neu-
en Vermögensteuer sowie der 
Anhebung der Spitzensteuer-
sätze dienen 
grundsätzlich 
nicht der be-
darfsgerechten 
Auss ta t tung 
der sozialen Sicherungssysteme. 
Allerdings tragen diese Einnah-
men dazu bei, andere wichtige 
Aufgaben zu finanzieren, und 
verschaffen dem Haushalt somit 
größere Spielräume. 

Die Frage an die SPD muss-
te leicht abgewandelt werden: 
Wie wollen Sie die sozialen 
Sicherungssysteme finanziell 

tieren. Eine Erwerbstätigenver-
sicherung lehnen wir ab.

Wir Grüne wollen sicherstel-
len, dass alle Menschen von ih-
rer Rente im Alter leben können. 
Dazu wollen wir das gesetzliche 
Rentenniveau stabilisieren, die 
Grundrente zur 
Grünen Garan-
tierente wei-
terentwickeln, 
die gesetzliche 
Rentenversicherung zu einer 
Bürger*innenversicherung um-
bauen und eine sogenannte Min-
destbeitragsbemessungsgrund-
lage für Geringverdiener*innen 
einführen. Mit der Mindestbei-
tragsbemessungsgrundlage 
wollen wir Arbeitgeber*innen, 
die niedrige Löhne zahlen, dazu 
verpflichten, dass sie mehr für 
ihre Beschäftigten in die ge-
setzliche Rentenversicherung 
einbezahlen. Damit setzen wir 
direkt beim Erwerbsleben an 
und sorgen dafür, dass auch Ge-
ringverdienende und Menschen 
in prekären Arbeitsverhältnissen 
eine Rente oberhalb der Grund-
sicherung erhalten, ohne im Alter 
auf Sozialleistungen angewiesen 
zu sein.

Auch diese Frage an die 
SPD musste leicht abgewan-
delt werden: In der rentenpo-
litischen Auseinandersetzung 
wird von verschiedenen Seiten 
unter dem Deckmantel der Ge-
nerationengerechtigkeit der 
Ausbau der kapitalgedeckten 
Altersversorgung gefordert. 
Wie begegnen Sie dieser Dis-
kussion und was werden Sie 
tun, um die gesetzliche Rente 
generationengerecht aufzu-
stellen? 

Viele, die jetzt 
die gesetzliche 
Rente kaputt reden, 
tun das im Inter-
esse der Finanz-
wirtschaft. Aber die gesetzliche 
Rente ist ein zentrales Verspre-
chen unseres Sozialstaates und 
für uns die tragende Säule der 
Alterssicherung. Deshalb garan-
tieren wir ein stabiles Rentenni-

Am 26. September entscheiden die Menschen in Deutschland erneut über die Zusammensetzung des 
Deutschen Bundestages. In den vergangenen Ausgaben der SoVD-Zeitung „Soziales im Blick“ haben wir 
Ihnen die sozialpolitischen Kernforderungen sowie die Wahlprüfsteine unseres Verbandes vorgestellt. Die 
Antworten der Parteien auf die Fragen des SoVD stellen wir Ihnen an dieser Stelle vor. Aus Platzgründen 

beschränken wir uns dabei auf Fragen aus den Bereichen „Sozialstaat“ und „Rente“. Die vollständigen 
Antworten auf alle Wahlprüfsteine finden Sie online unter www.sovd.de/bundestagswahl. Die jeweiligen 
Positionen bieten Ihnen eine Orientierungshilfe für Ihre Entscheidung bei der Stimmabgabe, eine konkrete 
Wahlempfehlung ist damit ausdrücklich nicht verbunden.

Antworten der Parteien auf die Wahlprüfsteine des SoVD
Soziale Sicherung und Rente –das sind die Positionen von CDU / CSU, Grünen, SPD, FDP und Linken für die kommende Bundestagswahl

Foto: katatonia / Adobe Stock
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Vorbereitet per „Pflegekompass“
Altwerden ist eine Herausforderung. Damit Familien selbstbestimmt planen und Pflege organisieren 

können, sammeln zwei Angehörige seit Langem Infos und Adressen. Ihr neuer Ratgeber soll Orientierung 
und Sicherheit bei der Altersvorsorge geben: „Der Pflegekompass“ dreht sich um Wohnen und Pflege.

Das deutsche Gesundheits-
system sei gut, aber schwer zu 
überblicken, so die Autoren. 25 
Jahre kümmerten sie sich um 
Eltern, Tanten und Onkel, über-
legten und organisierten mit ih-
nen – und stellten fest: Wer sich 
auskennt, könne gute Lösungen 
finden. Ihr „Pflegekompass“ will 
den Info-Dschungel lichten, ein 
Leitfaden für Pflege zu Hause 
sein, beim Suchen nach der al-
tersgerechten Wohnung oder 
dem Heimplatz helfen und vie-
le Tipps für den Lebensabend 
geben. Plastisch wird das mit 
vielen Geschichten und Fotos.

Pflegen und Betreuen daheim
Die meisten pflegebedürfti-

gen Senior*innen werden zu 
Hause versorgt; entweder von 
der Familie oder professionel-
len Anbietern wie Essen auf 
Rädern, Pflegedienst, Hausnot-
ruf. Das sichert die Grundver-

sorgung. Doch vieles erleichtert 
das Leben und lässt sich recht-
zeitig regeln, vom Umzug ins 
Erdgeschoss bis zur Renovie-
rung. Umbauten sind über die 
Kreditanstalt für Wiederaufbau 

(KfW) oder die Pflegeversiche-
rung finanzierbar: Es gibt auch 
etliche Tipps zu Recht und Geld.

Ein gutes Heim finden
Auch ein Thema sind „Alten-

heime“ – viele sehen sie sehr 
kritisch. Doch manchmal führt 
nichts daran vorbei, etwa bei 
Demenz. Dann hilft bei der 
Heimsuche eine Idee davon, was 
gute Pflege ist. Fragen können 
Besichtigungen strukturieren, 
etwa: Was macht das Haus, um 
den Tag-Nacht-Rhythmus in den 
Griff zu bekommen? Kann alter-
native Medizin entzündliche 
Gelenkerkrankungen lindern? 
Welche Therapieerfolge bringen 
Haustiere? Für diese und andere 
Situationen gibt es Rat.

Jochen Mertens, Thomas Wendt: 
Der Pflegekompass. Orientierung 
und Sicherheit. Verlag Umsorgt 
wohnen, 320 Seiten, ISBN: 978-
3-941891-21-0, 19,90 Euro.

Angehörige veröffentlichen Buch mit Tipps und Erklärungen rund um Altersvorsorge

Jochen Mertens (li.) und Thomas 
Wendt geben Rat aus Erfahrung .

Foto: Umsorgt wohnen

Spezielle Altersarmut bei Frauen 
Wie steht es um die Absicherung von Frauen im Alter? Hierzu veranstalteten der SoVD und die Gewerk-

schaft ver.di am 6. Juli wieder die Frauenalterssicherungskonferenz. In Pandemie-Zeiten fand sie haupt-
sächlich digital statt. Man konnte einfach im Internet-Livestream den Vorträgen und Debatten folgen.

Seitens ver.di gab es eine Ein-
führung in das Thema von Bun-
desvorstandsmitglied Dagmar 
König, ehe Vorsitzender Frank 
Werneke die Positionen der Ge-
werkschaft vorstellte. Unter dem 
Blickpunkt besonderer Zeiten, 
nämlich in der Pandemie und vor 
der Bundestagswahl, betrachtete 
die Alterssicherung von Frauen 
dann Katja Mast, stellvertreten-
de Vorsitzende der SPD-Bundes-
tagsfraktion für Arbeit, Soziales, 
Familie, Senioren, Frauen und 
Jugend sowie Mitglied der Ren-

tenkommission „Verlässlicher 
Generationenvertrag“.

Die Positionen des SoVD 
ließen Vizepräsidentin Ursula 
Engelen-Kefer und Präsident 
Adolf Bauer plastisch werden.

Dr. Jutta Schmitz-Kießler von 
der Uni Duisburg-Essen be-
leuchtete „Erwerbstätigkeit trotz 
Rente“. Und Dr. Judith Kerschbau-
mer, Bereichsleiterin Sozialpoli-
tik bei ver.di, fragte: „Wie kom-
men Frauen zu mehr Rente?“. 

Nachmittags moderierte die 
Leiterin der Abteilung Sozi-

alpolitik im SoVD, Dr. Simone 
Real, einen spannenden Polit-
Talk mit den frauenpolitischen 
Sprecher*innen der Fraktionen. 
Digital zugeschaltet waren Kai 
Whittaker (CDU / CSU), Cansel 
Kiziltepe (SPD), Ulle Schauws 
(Bündnis 90 / Die Grünen) und 
Susanne Ferschl (Die Linke). 

Eine Schlussrunde mit SoVD-
Vizepräsidentin Prof. Dr. Ursula 
Engelen-Kefer und Stefanie 
Nutzenberger, ver.di-Bundes-
vorstand, ergab Forderungen 
an die Politik.  ele

16. Frauenalterssicherungskonferenz von SoVD und ver.di mit Forderungen

Vizepräsidentin Prof. Dr. Ursula 
Engelen-Kefer stellte am Red-
nerpult die SoVD-Positionen vor.

SoVD-Präsident Adolf Bauer diskutierte online unter anderem mit 
Dr. Jutta Schmitz-Kießler von der Uni Duisburg-Essen (oben re.) und 
Karin Schwendler von ver.di. Später gab es auch einen Polit-Talk.

So ging es nach den Berichten aus den Landesverbänden um die 
Bundestagswahl. Weitere Themen waren das Corona-Aufholpaket 
für Kinder und Jugendliche, aktuelle Frauenpolitik, der Equal Pay 
Day und Equal Care Day 2022 sowie andere Termine. Natürlich 
sprachen die Teilnehmerinnen auch über die direkt am nächsten 
Tag bevorstehende Frauenalterssicherungskonferenz. 

Die Aktivitäten gehen weiter. Um Gleichstellung voranzubringen, 
beleuchtet am 7. September eine frauenpolitische Fachveranstal-
tung des SoVD einen wichtigen Aspekt: „Sorgearbeit: Gleichbe-
rechtigung. Verantwortung. Gemeinsam.“ Bundesfrauensprecherin 
Jutta König lädt dazu herzlich ein: „Frauen leisten täglich noch 
immer anderthalb Stunden mehr unbezahlte Sorgearbeit als Män-
ner – ob Kindererziehung, Hausarbeit, Angehörigenpflege oder Eh-
renamt. Die Pandemie hat diese alte Rolle noch verschärft!“

Vorträge halten seitens des SoVD Jutta König und Präsident Adolf 
Bauer, zudem Anja Weusthoff, stellvertretende Vorsitzende des Deut-
schen Frauenrates, Almut Schnerring und Sascha Verlan, Equal-Care-
Day-Initiator*innen von klische*esc e. V. und Journalist*innen, sowie 
die Kabarettistin Esther Münch. Eine Diskussion mit Politiker*innen 
und vielen anderen rundet das Ganze ab. Ergänzend gibt es eine 
Postkartenaktion unter dem vom Frauenrat angestoßenen Motto: 
„Putzen, waschen, kochen – was davon macht Jochen?“. Zur digitalen 
Veranstaltung anmelden kann man sich noch bis zum 5. September 
unter E-Mail: sozialpolitik@sovd.de oder Tel.: 030 / 72 62 22 131.

Gleichberechtigung 
wirklich voranbringen 

Digitale Sitzung der SoVD-Landesfrauensprecherinnen

Am 5. Juli tagten die Landesfrauensprecherinnen des Verbandes 
– pandemiebedingt per Videokonferenz. Intensiv tauschten sie sich 
über ihre Tätigkeit, wichtige Themen und Veranstaltungen aus. 

Die Teilnehmerinnen besprachen frauenpolitische Aktivitäten.
Screenshot: SoVD

Einerseits erhöht sich in Deutschland das gesetzliche Renten-
eintrittsalter seit 2012 bis 2031 stufenweise auf 67 Jahre. Als 
„Rentenkürzung durch die Hintertür“ gibt es Kritik daran – zumal 
etliche Menschen gar nicht so lange arbeitsfähig sind und dann 
Abzüge hinnehmen müssen. Diese Kritik teilt auch der SoVD.

Andererseits arbeiten laut Statistischem Bundesamt immer 
mehr Menschen weiter, die offiziell nicht mehr „müssten“; und 
das länger als früher. Bei einem Drittel von ihnen ist das schlicht 
nötig: Sie sind auf das weitere Einkommen angewiesen, um ihren 
Lebensunterhalt zu decken. Für den Rest geht es eher um einen Zu-
verdienst. Besonders häufig sind es laut Statistik Hochqualifizierte, 
die länger im Job bleiben, sowie unter anderem Selbstständige. Bei 
Letzteren vermutet die Behörde, dass ohne gesetzliche Rentenver-
sicherung der „äußere Anlass“ dafür fehlt, in einem bestimmten 
Alter aufzuhören. Nahe liegt, dass oft die Alterssicherung zu gering 
ist. Um Altersarmut zu bekämpfen, fordert der SoVD eine Erwerbs-
tätigenversicherung, die alle Berufstätigen einbezieht. ele / dpa

Immer länger im Job
Ältere arbeiten im Ruhestand weiter – weil sie müssen

Mit acht Prozent waren es 2019 doppelt so viele Menschen über 
65, die noch arbeiteten, wie zehn Jahre zuvor. Etliche Senior*innen 
tun das nicht, weil sie so an ihrem Job hängen. Sie brauchen das Geld.
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Interview

„Der größte Antrieb sind die Teilnehmenden“ 
Seit zwei Jahren führt Rainer Erdmann die Geschäfte des Berufsbildungswerkes Stendal. In Corona-Zeiten ist das eine besondere Heraus-

forderung. Ohnehin gilt es im BBW einiges zu meistern. Wir sprachen mit ihm über laufende Projekte, erzielte Erfolge und Zukunftspläne.

__Wie war es möglich, die Klas-
sen durch die Pandemie zum Ab-
schluss zu führen?

Durch den Lockdown waren wir 
gezwungen, über weite Strecken 
sämtliche 220 Teilnehmenden 
des BBW in der Heimlernphase zu 
betreuen. Hierzu wurden von den 
Ausbildern umfangreiche Haus-
aufgabenpakete erstellt, Videokon-
ferenzen organisiert und regelmä-
ßige Telefonkontakte gehalten, um 
sicherzustellen, dass die bis dahin 
verinnerlichten Arbeitsstrukturen 
nicht verloren gehen. Unsere So-
zialpädogogen, pädagogischen 
Mitarbeiter, Psychologen flankier-
ten die ausbildungsbezogenen 
Maßnahmen durch engmaschige 
Betreuung mit dem Ziel, die Moti-
vation aufrechtzuerhalten.

__Die Stabilisierung des Ausbil-
dungsbetriebes war auch schon 
vorher ein Thema? 

Ja, die Belegung im Kerngeschäft 
ist eine große Herausforderung. 
Die Auslastung der vorhandenen 

Kapazitäten steht dabei im Fokus. 
Erschwerend kommt hinzu, 

dass sich die Vorstellungen und 
Werte der Teilnehmenden verän-
dern, Stichwort Social Media. Die 
Mitarbeitenden stehen vor der 
Aufgabe, den Wandel mitzugehen 
und die Auszubildenden optimal 
zu fördern. Zusätzliche Angebote 
aber kosten. Wir führen deshalb 
intensive Gespräche mit den Kos-
tenträgern, um trotz der erhöhten 
Anforderungen eine adäquate 
Ausbildung anzubieten. 

__Was gehört noch dazu?
Um die zugewiesenen Teilneh-

menden zum Abschluss zu führen, 
war es erforderlich, die Abbrüche 
in der Ausbildung und der Be-
rufsvorbereitung zu reduzieren. So 
wurde intern der Arbeitskreis Ab-
bruchprävention neu gestaltet. Wir 
arbeiten eng mit externen Beratern 
zusammen, um die Prozesse zu op-
timieren. Die kommenden Wochen 
werden zeigen, wie sich die Zuwei-
sungen vor dem Hintergrund der 

Pandemie entwickeln. Wir hoffen 
nicht, dass finanzielle Restriktionen 
der Bundesagentur für Arbeit sich 
auf die Zuweisungen auswirken – 
und damit zulasten der rehabedürf-
tigen Jugendlichen gehen. 

 
__Wurde das Ausbildungsange-
bot des BBW erweitert?

Ja. Hier galt es zunächst, vorge-
plante Erweiterungen umzuset-
zen. Dazu gehören insbesondere 
die Ausbildung zum Personalen 
Dienstleister und die wiederaufge-
nommene Ausbildung zum Fach-
praktiker für Hochbaufacharbeiter 
und Maurer.

 
__Und die Instandhaltung?

Wegen einer schwachen wirt-
schaftlichen Phase in der Ver-
gangenheit aufgrund fehlender 
Zuweisungen war ein Instandhal-
tungs- und Investitionsstau ent-
standen. Zwischenzeitlich konnte 
in einem ersten Schritt das drin-
gend notwendige Sozialgebäude 
im Tiergarten Stendal errichtet 

und im Juli 2021 an die Ausbil-
dung übergeben werden. Auch die 
Vorarbeiten für die erforderliche 
Sanierung der beiden Internats-
gebäude sind erfolgt.

 
__Was ist Ihr persönlicher Antrieb? 

Die Pandemie hat uns vor große 
Herausforderungen gestellt, für die 
es keine Blaupause gab. Lösungen 
waren nur durch ein motiviertes 
Team möglich. Diese Motivation 
gibt mir Antrieb. Durch das enge 
Netzwerk in der Region und die An-
erkenntnis der Bedeutung des BBW 
bekomme ich ebenfalls große Un-
terstützung. Der größte Antrieb ist 
aber jeder einzelne Teilnehmer, der 
nach einer elfmonatigen berufs-
vorbereitenden Bildungsmaßnah-
me eine Ausbildungsempfehlung 
erhält, und jeder Auszubildende, 
der erfolgreich abschließt und so 
mithilfe des BBW die berufliche 
Grundlage für sein weiteres Leben 
erreicht hat.

__Gibt es nahe Zukunftpläne?

Fördern 
und fordern

In Deutschland leben fast 
acht Millionen Menschen mit 
Schwerbehinderungen. Laut 
Statistischem Bundesamt 
sind nur 57 Prozent dieser 
Menschen zwischen 15 und 
64 Jahren berufstätig oder 
suchen nach einer Tätigkeit. 

Sie erlangen statistisch ge-
sehen niedrigere Bildungs-
abschlüsse als die übrige Be-
völkerung. Auch haben fast 
doppelt so viele Menschen 
mit Beeinträchtigungen 
im Vergleich zu Menschen 
ohne Behinderungen über-
haupt keinen beruflichen 
Abschluss. Die Pandemie hat 
die Lage noch verschärft. 

Bundesweit beschäfti-
gen 43.000 Unternehmen 
– etwa ein Viertel – wei-
terhin keine*n einzige*n 
Schwerbehinderte*n. 

Unter dem Motto „Betrie-
be fördern und fordern“ ver-
langt der SoVD deshalb eine 
bedarfsgerechte Beschäf-
tigungsquote sowie eine 
vierte Stufe der Ausgleichs-
abgabe, also höhere Kosten 
für Betriebe, die sich weigern. 

Als Interessenvertretung 
für Menschen mit Behinde-
rungen ist der SoVD auch 
hundertprozentiger Gesell-
schafter des BBW Stendal.

SoVD-Präsident Adolf Bauer 
hielt eine der Festreden. 

Foto: SoVD

Die Ausbildung in Teilen neu erfunden
Wie jedes Jahr hat das Berufsbildungswerk Stendal mit der Freisprechung der Absolvent*innen den feierlichen Höhepunkt der Ausbildungs-

zeit gesetzt. Doch 2021 standen die Abschlüsse unter deutlich erschwerten Vorzeichen: Die Hälfte der dreijährigen Lehre fand pandemiebedingt 
im Wechselunterricht statt. Die Ausbildung musste für die Heimlernphasen „neu erfunden“ werden. Doch obwohl ganzheitliche Förderung im 
persönlichen Kontakt deutlich besser zu realisieren ist, wollten nahezu alle Teilnehmenden die große Herausforderung meistern. Dass die 
Abschlussquote nun genauso positiv ausfällt wie in den Vorjahren, gibt den diesjährigen Freisprechungen eine besondere Bedeutung. 

„Ein weiter Weg liegt hinter 
euch – das war hartes Brot! Ihr 
könnt stolz auf euch sein“, sagte 
Geschäftsführer Rainer Erdmann 
bei der Eröffnung der Feierlich-
keiten, die coronabedingt an zwei 
Tagen stattfanden. Ausdrücklich 
dankte er auch allen BBW-Mitar-
beitenden, die in dieser Zeit „über 
sich hinauswuchsen“. Namentlich 
richtete Erdmann seinen Dank an 
Ausbildungsleiter Jürgen Prehm, 
an die Sozialpädagogische Leite-
rin Karola Ahrens, den Kaufmän-
nischen Leiter Dirk Borstel sowie 
an Projektleiter Tobias Krauel.

Bei der Freisprechung in den 
Ausbildungsbereichen Tierpflege 
und Wirtschaft / Verwaltung am 
28. Juli waren unter den zahl-
reichen Gästen Olaf Lange (Be-
reichsleiter der Agentur für Arbeit 
Stendal), Sebastian Stoll (Erster 
Beigeordneter des Landkreises 
Stendal) und Sebastian Weyl (Ge-
schäftsführer der IHK Magdeburg, 
Geschäftsstelle Salzwedel). 

In seiner Festrede sprach der 
Oberbürgermeister der Hanse-
stadt Stendal, Klaus Schmotz, 
den Absolvent*innen Respekt 
und Anerkennung aus. 

Zur Freisprechung der 
Absolvent*innen der Bereiche 
Farbtechnik / Raumgestaltung, 
Holztechnik, Ernährung / Haus- 
und Agrarwirtschaft am 5. August 
konnte Erdmann neben SoVD-
Präsident Adolf Bauer Sabine 
Grüttner (Teamleiterin bei der 
Agentur für Arbeit Stendal), Axel 
Kleefeld (stellv. Oberbürgermeis-
ter Stendal) und Xenia Schüßler 
(Landtagsabgeordnete in Sach-
sen-Anhalt) begrüßen. 

Bauer, der als Gesellschaf-
tervertreter die Festrede hielt, 
betonte, dass es Menschen mit 
Beeinträchtigungen nach wie 
vor schwerer am Arbeitsmarkt 
hätten. Der SoVD setze sich für 
Verbesserungen im Schulsys-
tem und für mehr Qualifizie-
rungschancen für Menschen 
mit Beeinträchtigungen ein: 
„Alle haben ein Anrecht auf eine 
gleichberechtigte Teilhabe an der 
Gesellschaft. Hierzu gehört auch 

BBW Stendal spricht 42 Absolvent*innen frei – Herausforderung in Pandemie gemeistert

das Arbeitsleben! Ohne Schulab-
schluss gibt es keine Ausbildung 
und ohne Berufsabschluss kei-
nen adäquaten Arbeitsplatz.“ Das 
BBW Stendal zeige, dass Inklusi-
on mit viel Engagement, Kreati-
vität und Innovation möglich sei. 
Den Absolvent*innen gratulierte 
Bauer dazu, ihre Ausbildung in 
einer Ausnahmesituation durch 
Zielstrebigkeit und Selbststän-
digkeit erfolgreich gemeistert zu 
haben.  Veronica Sina 

Ausbildungsleiter Jürgen Prehm (Podium) nahm traditionell die Frei-
sprechungen der verschiedenen Bereiche, hier der Holztechnik , vor. 

Foto: BBW Stendal / Tobias Krauel

Eine Grundvoraussetzung für das 
BBW ist eine planbare, nachhal-
tige Belegung. Dazu ist das Aus-
bildungsangebot in Teilbereichen 
an geänderte Ausbildungsberufe 
anzupassen. Für die Sicherstellung 
der Belegung im Internat ist die Sa-
nierung der vorhandenen Gebäude 
zwingend erforderlich. Eine weitere 
Voraussetzung für die künftige er-
folgreiche Arbeit ist die Sicherstel-
lung der Personalstruktur, da sich 
abzeichnet, dass es immer schwie-
riger ist, Fachkräfte zu akquirieren.  
 Interview: Veronica Sina

Rainer Erdmann 
Geschäftsführer des
Berufsbildungswerks

(BBW) Stendal
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Diese und andere Regelungen zur Kontaktvermeidung sind ge-
schaffen worden, um Ansteckungen in den Praxen zu vermeiden. 
Patient*innen können sich bei leichten Atemwegserkrankungen 
weiterhin bis zu sieben Tage telefonisch krankschreiben lassen. 

Der Gemeinsame Bundesausschuss hatte die Regelung Mitte 
Juni trotz des Impffortschritts, der momentan nur schleichend 
vorangeht, für weitere drei Monate bis 30. September verlängert.

Telefon-Krankschreibung
Regelung gilt vorerst bis Ende September

Wegen der zunehmenden Verbreitung der Delta-Variante des 
Coronavirus können sich Patient*innen weiter telefonisch krank-
schreiben lassen und dafür unter anderem Videosprechstunden 
nutzen. Auch die Krankenkassen ermutigen dazu.

Impfpass bringt Wandel voran
In der Corona-Krise ist die Digitalisierung in Deutschland für weite Teile der Gesellschaft ein großes 

Stück vorangekommen. Auch der digitale Impfausweis findet wachsenden Zuspruch. Er treibt den 
technologischen Wandel voran. 

Bei der Bekämpfung der 
Coronavirus-Pandemie set-
zen immer mehr Menschen 
hierzulande auf digitale Ge-
sundheitsangebote. In einer 
repräsentativen Umfrage des 
Branchenverbandes Bitkom 
sagten drei Viertel der Befrag-
ten, mit digitalen Technologien 
ließen sich solche Krisen bes-
ser bewältigen. 2020 hatte nur 
gut die Hälfte der Befragten (53 

Prozent) dieser Aussage zuge-
stimmt. 

Auf besonders großes Inte-
resse stößt offenbar der digi-
tale Impfnachweis. 42 Prozent 
der Smartphone-Nutzer*innen 
haben ihn demnach bereits ge-
speichert, zwei Prozent auf dem 
Smartphone einer anderen Per-
son. Weitere 41 Prozent wollen 
ihn sich künftig besorgen. 12 
Prozent gaben an, kein Inter-

esse zu haben, obwohl sie ein 
Smartphone besitzen. 

Seit dem 9. Juli 2021 stellen 
die Apotheken Corona-Impfzer-
tifikate aus. Wegen einer Sicher-
heitslücke musste der Service 
zeitweise gestoppt werden; seit 
Anfang August läuft er wieder. 

Der digitale Impfpass kommt 
unter anderem beim Reisen 
während der Pandemie zum 
Einsatz. veo

Digitalisierung während der Pandemie – Apotheken stellen wieder Zertifikate aus

SoVD-Präsident Adolf Bauer 
traf am 3. August den neuen 
Geschäftsführer des Bundes-
verbandes der Volkssolidarität, 
Sebastian Wegner. Mit dabei 
waren vonseiten des SoVD 
auch Bauers persönliche Refe-
rentin, Stefanie Lausch, sowie 
der stellvertretende SoVD-
Bundesgeschäftsführer Micha-
el Meder.

Das Gespräch hatte die Volks-
solidarität (VS) als Reaktion auf 
das SoVD-Glückwunschschrei-
ben zu Wegners Ernennung 
angeregt. Auch 2019 hatte es 

Austausch  
mit der  
Volkssolidarität

SoVD-Präsident Adolf Bauer sprach mit dem neuen Geschäftsführer 
der Volkssolidarität, Sebastian Wegner, über die Aktivitäten der 
beiden Verbände.

Foto: SoVD

schon einen angeregten Aus-
tausch des SoVD mit dem da-
maligen VS-Präsidenten Dr. 
Wolfram Friedersdorff gegeben. 

In sehr vertrauensvoller At-
mosphäre tauschten sich die 
beiden Verbände über ihre Tä-
tigkeit aus. Dabei warb Wegner 
auch für eine Zusammenarbeit. 
Die Gesprächspartner*innen 
sprachen ebenso über verschie-
denste aktuelle Themen aus 
der Sozialpolitik.

Ein wichtiges davon war der 
Fachkräftemangel in der Pfle-
ge. Als Einrichtungsträger ist 
die Volkssolidarität unmittelbar 
betroffen. Sie ist Gründungsmit-
glied der Bundesvereinigung 
Arbeitgeber in der Pflegebran-
che (BVAP). Die Corona-Pan-
demie hat die Probleme des 
Pflegebereichs, auch bei der 

Tarifbindung, deutlich zutage 
treten sowie noch dramatischer 
werden lassen.

Außerdem ging es dar-
um, wie die Verbände „Nach-
wuchs“ gewinnen können. So 
hat die Volkssolidarität etwa 
verbandseigene Kinder- und 
Jugendeinrichtungen. Wegner 
interessierte sich sehr für die 
SoVD-Jugend und deren Kon-
zepte für junge Mitglieder. Die 
Jugendorganisation des SoVD, 
früher „integ“, gibt es nun be-
reits seit 50 Jahren. Am 2. und 
3. Oktober wird sie dieses Jubi-
läum im Rahmen der Bundes-
jugendkonferenz entsprechend 
würdigen. 

Nach dem sehr konstrukti-
ven Gespräch wollen SoVD und 
Volkssolidarität weiterhin im 
engen Austausch bleiben.

SoVD im Gespräch

Ende Juni tagte der von SoVD-Vizepräsidentin Ursula Enge-
len-Kefer geleitete Arbeitskreis I, der sich mit Arbeitsmarkt, Al-
terssicherung, Grundsicherung und Europa befasst. Auch SoVD-
Präsident Adolf Bauer nahm teil. Schwerpunkt war die Reform 
der Grundsicherung. Mit Vorträgen zu Gast waren die freie Wis-
senschaftlerin Dr. Irene Becker, Prof. Dr. Peter Haan vom Deut-
schen Institut für Wirtschaftsforschung und Dr. Matthias Bartke, 
MdB (SPD), Vorsitzender des Bundestagsauschusses für Arbeit 
und Soziales. Die Runde diskutierte u. a. den Leistungsbezug 
nach SGB II und XII, verdeckte Armut und Stigmatisierung.

AK I zu Grundsicherung

Hybrider Arbeitskreis: Mitglieder und Gäste waren digital zusam-
mengeschaltet, moderiert aus der SoVD-Bundesgeschäftsstelle.

Foto: Wolfgang Borrs

Kasse zahlt Darmkrebsvorsorge
Fünf bis sechs von 100 Menschen in Deutschland erkranken in ihrem Leben an Darmkrebs. Wird 

die Erkrankung früh entdeckt, steigen die Heilungschancen. Was nicht alle wissen: Mit dem Stuhltest 
und der Darmspiegelung zahlen die gesetzlichen Krankenkassen zwei Untersuchungen zur Darm-
krebsvorsorge. Diese sollten Versicherte im eigenen Interesse auch nutzen.

Beim Stuhltest wird der Stuhl 
auf nicht sichtbare Blutspuren 
untersucht, die ein Indiz für 
Darmkrebs sein können. Ge-
setzlich Versicherte im Alter 
zwischen 50 und 54 Jahren kön-
nen diesen Test einmal jährlich 
machen lassen, nach dem 55. 
Geburtstag dann alle zwei Jah-
re. Alternativ können sie sich für 
eine Darmspiegelung entschei-
den.

Bei der Spiegelung, Ko-
loskopie genannt, untersuchen 
Ärzt*innen mithilfe eines En-
doskops den Darm. Hier haben 
gesetzlich krankenversicherte 
Personen Anspruch auf zwei 
kostenlose Spiegelungen zur 
Vorsorge: Bei Frauen ist die ers-

te ab einem Alter von 55 Jahren 
vorgesehen, die zweite zehn 
Jahre später. Männer, die etwas 
gefährdeter sind als Frauen, 
können schon ab 50 Jahren 
diese Früherkennungsuntersu-
chung kostenlos durchführen 
lassen, die zweite ebenfalls 
zehn Jahre später. 

Unabhängig von diesen ge-
nannten Maßnahmen, die der 
rechtzeitigen Vorsorge dienen: 
Bei bereits vorhandenen Be-
schwerden kann und sollte auf 
jeden Fall immer die Ursache 
geklärt werden! Die Kosten für 
Untersuchungen, die der Ab-
klärung dienen, übernehmen 
ebenso die gesetzlichen Kran-
kenkassen.

Früherkennungsuntersuchungen nutzen – Leistungen ab 50 Jahren

Ab 50 Jahren ist es ratsam, in 
bestimmten Abständen Termine 
für Untersuchungen zu machen.

Foto: goodluz / Adobe Stock
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So sind in Bremen und an-
derswo Dienste wie das Deut-
sche Rote Kreuz (DRK) mit ei-
nem „Impfmobil“ unterwegs. Es 
kommt direkt in die Siedlungen. 
Das erspart den Weg etwa in ein 
Impfzentrum, die Terminverga-
be, Sprachhürden oder andere 
Schwierigkeiten. Denn für viele 
ist der Ablauf kompliziert.

Unterstützend war der SoVD 
am 21. Juli im Stadtteil Bre-
men-Hemelingen vor Ort. Der 
1. Landesvorsitzende, Joachim 
Wittrien, sprach auch mit der 
Presse über das Thema. „Sich 
impfen zu lassen bedeutet, soli-
darisch zu sein. Denn nur, wenn 
es uns allen gelingt, eine sehr 
hohe Quote zu erreichen, schüt-
zen wir uns gegenseitig“, sagte 
Wittrien. „Wir vom SoVD begrü-
ßen daher jede kreative Form, 
Menschen so niederschwellig 
wie möglich zum Impfen zu 
bringen: beispielsweise durch 
solch ein Impfmobil, aber auch 
wie in anderen Städten durch 
Drive-in-Impfstationen oder 

Unterstützung der Impfmobile
Es gibt genug Corona-Impfstoff in Deutschland, aber dennoch zu wenige Geimpfte. Bis zur Quote, die 

für eine „Herdenimmunität“ nötig ist, ist es noch weit. Bremen ist immerhin Spitzenreiter. Um das Impfen 
für alle noch voranzubringen, begrüßt der Bremer SoVD-Landesverband niedrigschwellige Angebote.

Bremens SoVD-Landesvorsitzender Joachim Wittrien warb am DRK-
Impfmobil in Hemelingen für einfach zugängliche Möglichkeiten.

Foto: Diana Maleschewski

auf Märkten und Plätzen.“
Denn der Verband habe beob-

achtet, dass auch beim Impfen 
die Schere auseinander gehe: 
„Gut situierte Menschen sind 
bereits geimpft, aber für viele 
andere sind die Hürden, an einen 
Impftermin zu kommen, einfach 
immer noch zu hoch“, so Wittrien. 

Darum würde der SoVD es 
auch begrüßen, wenn noch 
stärker Arztpraxen, vor allem 
Hausärzt*innen, impfen könn-
ten. Sie sind meist genau in den 
Regionen mit noch zu geringer 
Quote, nah an den Menschen 
und haben ein jahrelanges Ver-
trauensverhältnis aufgebaut.

Barbara Hölzel, Bundesvor-
standsmitglied seit 2017, wurde 
am 31. Juli 60 Jahre alt – herzli-
chen Glückwunsch nachträglich! 

2011–2017 war sie Bayerns 2., 
danach bis 2020 1. Landesvor-
sitzende. Im Kreisverband Ober-
franken engagierte Hölzel sich ab 
2009 im Vorstand. Seit 2004 leitet 
sie ihren Ortsverband Lautertal. 
Dem SoVD trat sie 1998 bei.

Personalien

Für Toleranz und Akzeptanz
Der SoVD setzt sich sichtbar für ein wertschätzendes und vorurteilsfreies Arbeitsumfeld ein. Seit 

Kurzem gehört der Verband auch zu den Unterzeichnenden der Charta der Vielfalt. Die Initiative 
unter der Schirmherrschaft von Bundeskanzlerin Angela Merkel fördert Vielfalt in Unternehmen und 
in Institutionen. Am diesjährigen Christopher Street Day nahm eine Gruppe aus dem SoVD teil, um 
Flagge zu zeigen für Toleranz und Akzeptanz.

Seit mehr als 100 Jahren tritt 
der SoVD nicht nur für soziale Ge-
rechtigkeit, sondern auch für ein 
respektvolles und partnerschaft-
liches Miteinander ein. Mit der 
Unterzeichnung der Charta der 
Vielfalt setzt der Sozialverband 
ein klares Zeichen für Vielfalt 
und Toleranz in der Arbeitswelt 

und signalisiert die Wertschät-
zung aller Mitarbeiter*innen un-
abhängig von deren Geschlecht 
und geschlechtlicher Identität, 
Nationalität, ethnischer Herkunft, 
Religion oder Weltanschauung, 
Behinderung, Alter, sexueller Ori-
entierung und Identität.

Auf Initiative des SoVD-Orts-

verbandes Berlin-Mitte betei-
ligte sich der SoVD-Bundes-
verband am Christopher Street 
Day (CSD) in der Hauptstadt. 
Unterstützer*innen der Demons-
tration für Vielfalt und gegen 
Ausgrenzung gingen am 24. Juli 
für diese Ziel gemeinsam auf die 
Straße. 

Mitglieder demonstrierten – SoVD ist Unterzeichner der Charta für Vielfalt

Gemeinsam für ein respektvolles und partnerschaftliches Miteinander.  
Fotos: Ronny Behnert

Barrierefreie Wahllokale
Die Fachstelle Barrierefreiheit veröffentlichte eine Handrei-

chung „Barrierefreie Wahlen“. Diese enthält unter anderem Vor-
Ort-Checklisten, wie Barrierefreiheit sicherzustellen ist. Das soll 
vor allem Verantwortliche und Helfer*innen in den Wahllokalen 
dabei unterstützen, allen den Zugang zu ermöglichen. Auch für 
Menschen mit Behinderungen und Organisator*innen von Ver-
anstaltungen können die Tipps hilfreich sein. 

Im Internet unter: www.bundesfachstelle-barrierefreiheit.de/
handreichung-wahlen kann man das PDF herunterladen.

Von links: SoVD-Vizepräsidentin Ursula Engelen-Kefer, Rollstuhl-
basketball-Nationalmannschaftskapitän Jan Haller und SPD-Par-
teivorsitzende Saskia Esken beim SoVD-Inklusions-Talk.

Foto: Wolfgang Borrs

Vizepräsidentin Ursula Engelen-Kefer sprach viele politische 
Anliegen des SoVD an – beispielsweise im Personenbeförderungs-
gesetz, das Barrierefreiheit im Personenverkehr festschreibt, oder 
im Barrierefreiheitsstärkungsgesetz, an dem sie die langen Über-
gangsfristen kritisierte, bis der barrierefreie Zugang Pflicht wird. Sie 
wiederholte zudem die SoVD-Forderung nach einer deutlich höhe-
ren Ausgleichsabgabe für Unternehmen, die keine Menschen mit 
Schwerbehinderungen beschäftigen.

Saskia Esken pflichtete bei und leitete daraus Handlungsbedarf 
für die Politik ab: „Zukünftig muss noch viel stärker mit den Betroffe-
nen gemeinsam erarbeitet werden, wie welche Probleme angegan-
gen werden müssen, statt über die Köpfe der Betroffenen hinweg“, 
so Esken. Jan Haller berichtete anschaulich von seinen Erfahrungen 
als Betroffener. Er sprach unter anderem über die fehlenden Sport-
angebote für Menschen mit Behinderungen und über die Schwie-
rigkeiten in der Bahn oder in Taxen. 

Das Gespräch wurde live als Videostream im Internet übertragen.

SoVD-Inklusionrunde
per Livestream 

Neues Format mit Gästen aus Politik und Sport

Zu einer Inklusions-Talkrunde lud SoVD-Vizepräsidentin Ursula 
Engelen-Kefer Ende Juli in die Bundesgeschäftsstelle ein. Sie be-
grüßte dabei SPD-Parteichefin Saskia Esken und den Kapitän der 
deutschen Rollstuhlbasketball-Nationalmannschaft, Jan Haller.

Bremen
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Teilhabe und freie Arztwahl erschwert
Fußgängerzonen in Innenstädten sollen die Aufenthaltsqualität der zu Fuß Gehenden sichern. Privatfahrzeugen und Taxen ist es daher grundsätzlich nicht gestattet,  

sie zu befahren. Für Menschen mit Mobilitätseinschränkungen, die ihre Arztpraxis in der Fußgängerzone aufsuchen möchten, können diese Vorgaben zu einer enormen 
Belastung werden. Ausnahmeregelungen sind in den niedersächsischen Städten vorhanden – aber für Betroffene oft nicht hilfreich. Das zeigt auch ein Fall aus Hannover.

In Innenstädten, wo die Ge-
schäftsdichte hoch ist und 
viele Menschen zu Fuß un-
terwegs sind, werden oftmals 
Fußgängerzonen eingerichtet. 
Fahrzeugverkehr soll hier die 
Ausnahme bleiben – so regelt 
es die Straßenverkehrsordnung, 
die bundesweit gültig ist. Was 
aber, wenn jemand stark mo-
bilitätseingeschränkt ist und 
innerhalb der Fußgängerzone 
einen Arzt aufsuchen muss? 

Margrit Fischer und ihr Mann 
Ernst-Wilhelm, beide Mitglieder 
des SoVD, stehen regelmäßig 
vor dieser Herausforderung. Ei-
ner der Fachärzte des Ehepaars 
befindet sich in der Georgstraße 
in Hannover, innerhalb der aus-
gewiesenen Fußgängerzone. 
„Seit etwa vier Jahren ist es für 
meinen Mann immer schwieri-
ger geworden, zu Fuß zu gehen“, 
schildert Margrit Fischer. Nach 
einem Schlaganfall und als Dia-
lysepatient fehlen ihm beim Ge-
hen die Kraft und Trittsicherheit. 
Selbst für kurze Strecken ist er 
auf einen Rollator angewiesen 
und droht zu stürzen. 

Für Fahrten zum Arzt kann Fi-
scher einen Taxitransportschein 
seiner Krankenkasse nutzen. 
Allerdings bedeutet das längst 
nicht, dass er auch bis zur Pra-
xistür befördert wird. Oft bekam 
das Ehepaar von Taxifahrern zu 
hören, dass es ihnen nicht er-
laubt sei, die Fußgängerzone zu 
befahren. Auch mit Unverständ-
nis und Beleidigungen seien die 
beiden konfrontiert gewesen. 
„Zum Glück haben uns einige 
Taxifahrer aus Kulanz trotz-
dem bis zur Praxis gefahren, 

weil sie gesehen haben, dass 
mein Mann nicht in der Lage 
ist, weitere Strecken zu laufen“, 
erzählt Margrit Fischer. Und sie 
ergänzt: „Ich verstehe nicht, 
dass Menschen, die eine Behin-
derung haben, solche Steine in 
den Weg gelegt werden. Immer-
hin befinden sich innerhalb der 
hannoverschen Fußgängerzo-
ne viele Fachärzte, deren Pati-
enten mobilitätseingeschränkt 
oder höheren Alters sind.“

Uneinheitliche Ausnahmen
„Die Regelungen für Fußgän-

gerzonen sind sehr restriktiv 
und führen leider dazu, dass 
Personen mit Mobilitätsein-
schränkungen in vielen Fällen 
nicht bis zur Praxistür fahren 
dürfen“, bestätigt Katharina Lo-
renz vom SoVD in Niedersach-
sen. Sie sieht in den geltenden 
Bestimmungen eine starke Ein-
schränkung der Teilhabe. Zwar 
gibt es in den vom SoVD befrag-
ten niedersächsischen Städten 
Ausnahmegenehmigungen für 
das Befahren der Fußgänger-
zone; diese sind aber von Stadt 
zu Stadt unterschiedlich und 
für Betroffene wie Fischer oft 
keine Hilfe.

Städte wie Celle oder Göttin-
gen beispielsweise verlangen 
für das Befahren der Fußgän-
gerzone grundsätzlich den Be-
sitz eines blauen oder orangen 
Parkausweises. Auch Taxen 
dürfen in diesen Städten nur 
in Ausnahmefällen in die reine 
Fußgängerzone fahren, etwa 
wenn eine Person mit blauem 
oder orangem Parkausweis be-
fördert wird. 

Selbst wer einen entspre-
chenden Parkausweis erhält, 
darf nicht jederzeit mit Taxi 
oder Privatauto die Fußgän-
gerzone befahren, sondern nur 
während der ausgewiesenen 
Be- und Entladezeiten für den 
Lieferverkehr. Diese enden in 
den befragten Städten tagsüber 
spätestens um 10.30 Uhr oder 
11 Uhr. 

Hohe Auflagen für 
Parkerleichterungen

Viele Menschen mit Gehein-
schränkungen, die auf einen 
Rollator angewiesen sind, erfül-
len die hohen Hürden für den 
blauen EU-Parkausweis nicht. 
Dieser berechtigt unter ande-
rem zum Parken auf Schwer-
behindertenparkplätzen. Daher 
erhalten ihn nur Personen, in 
deren Schwerbehindertenaus-
weis das Merkzeichen aG oder 
Bl eingetragen ist.

Ohne diese Merkmale bleibt 
nur die Chance auf einen oran-
gen Parkausweis. Für diesen 
sind beispielsweise die Merk-
zeichen G und B und zusätzliche 
Einschränkungen oder andere 
genau definierte Erkrankungen 
notwendig. Laut Lorenz vom 
SoVD ist es „nicht sinnvoll, das 
Anfahren von Arztpraxen streng 
an den Besitz der orangen oder 
blauen Parkerleichterungen zu 
koppeln“. Die Hürden für diese 
Parkausweise seien hoch, weil 
mit ihrem Besitz verschiedens-
te Parkerleichterungen einher-
gehen. Wer aber mobilitätsein-
geschränkt sei und seinen Arzt 
aufsuchen wolle, habe nicht 
den Wunsch, in der Fußgänger-

zone dauerhaft zu parken. Für 
Fälle wie den des Ehepaars 
Fischer wären unkomplizierte 
Ausnahmeregelungen ausrei-
chend.

Einschränkung der  
freien Arztwahl

Immerhin: Da sich in den Fuß-
gängerzonen auch medizini-
sche Praxen befinden, die auch 
von mobilitätseingeschränkten 
Menschen genutzt werden, ver-
weist beispielsweise die Stadt 
Hannover darauf, Arzttermine 
in die Lieferzeiten zu legen. 
Bis 11 Uhr und ab 19 Uhr wird 
das Bringen oder Abholen von 
Personen toleriert – auch ohne 
Parkausweise. 

„Diese Vorgaben erschwe-
ren es Menschen dennoch, ihr 
Recht auf freie Arztwahl wahr-
zunehmen. Denn nicht immer 
ist es möglich, einen Arztter-
min innerhalb der Be- und 
Entladezeiten am Vormittag zu 
vereinbaren“, findet Lorenz. Hier 
erhalte die Aufenthaltsqualität 
der Fußgänger mehr Gewicht 
als das Recht von Menschen 
mit Behinderung. „Auch die 
mobilitätseingeschränkte Be-
völkerungsgruppe gilt es zu 
schützen und ihre Teilhabe an 
der Gesellschaft zu gewährleis-
ten“, sagt Lorenz. 

Ausnahmegenehmigung  
für Taxen als Lösung

„Ich kann akzeptieren, dass 
die Regelungen bei den Privat-
fahrzeugen streng sein müs-
sen, aber wenigstens für Taxen 
sollte es eine Ausnahmege-
nehmigung geben“, sagt Marg-

rit Fischer. Aus ihrer Sicht wäre 
es ausreichend, wenn Taxiun-
ternehmen über Ausnahme-
genehmigungen verfügen, um 
mobilitätseingeschränkte Per-
sonen bis zur Praxistür zu fah-
ren – aber jederzeit und nicht 
nur bis 11 Uhr vormittags. Der 
von Fischer formulierte Wunsch 
würde auch aus Sicht des SoVD 
sowohl die Aufenthaltsqualität 
der Fußgängerzone als auch 
das Recht auf freie Arztwahl 
berücksichtigen. 

Den Städten Hildesheim und 
Braunschweig ist die Problema-
tik bekannt. Hier wurden be-
reits abweichende Regelungen 
getroffen. Seit April ermöglicht 
Hildesheim Taxen in einem Pro-
bebetrieb, einen Teil der Fuß-
gängerzone zu befahren, wenn 
Patienten zu einer Arztpraxis 
befördert werden. Die Auswir-
kungen auf die zu Fuß Gehen-
den und deren Aufenthaltsqua-
lität werden ausgewertet. 2022 
soll über eine dauerhafte Fort-
führung politisch entschieden 
werden. Auch in Braunschweig 
sind bestimmte Teilbereiche 
der Fußgängerzone für Taxen 
zeitlich unbeschränkt freige-
geben – so können Arztpraxen 
von allen gut erreicht werden.

Der SoVD empfiehlt, sich bei 
der eigenen Stadt über die Si-
tuation zu informieren. Ausnah-
men sind vielleicht möglich, 
auch wenn sie nicht bekannt 
sind. Betroffene haben unter 
Umständen auch Anspruch auf 
einen Ausweis zur Parkerleich-
terung. Bei der Beantragung 
unterstützen die Beraterinnen 
und Berater des SoVD. sam

Foto: Jörg Möller / Pixabay

In innerstädtischen Fußgängerzonen befinden sich oftmals Arztpraxen, die auch von Menschen mit 
Mobilitätseinschränkungen aufgesucht werden müssen.

Foto: Sara Masić

Hannover lässt den Fahrzeugverkehr in Fußgängerzonen für  
spezielle Zeiten und Zwecke durch Zusatzbeschilderungen zu.
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Jahrelang beim gleichen An-
bieter zu bleiben, kann teuer 
werden: Allein bei den Themen 
Strom, Handy und Kfz-Versiche-
rung entstehen einem Stan-
dardkunden so Mehrkosten von 
jährlich bis zu 460 Euro.

Eine repräsentative Studie 
von Finanztip zeigt: Knapp je-
der Dritte über 50 hat noch nie 
den Stromanbieter gewechselt. 
„Wer schon immer Strom bei 
einem Anbieter bezieht, hängt 
in der teuren Grundversorgung“, 
sagt Hermann-Josef Tenhagen, 
Chefredakteur von Finanztip. 
Für Betroffene ist das Sparpo-
tenzial groß – laut einer ak-
tuellen Beispielrechnung von 
Finanztip bringt der Wechsel in 
einen günstigen Tarif bei einem 
durchschnittlichen Stromver-
brauch (3.000 KWh) knapp 150 
Euro im Jahr. Aber auch wer vor 
Jahren schon einmal seinen 

Stromanbieter gewechselt hat, 
sollte regelmäßig Tarife verglei-
chen. „In unserer Beispielrech-
nung sparten wir knapp 40 Euro 
bei einem Wechsel von einem 
älteren in einen günstigen Ta-
rif.“ Genau dieser Fall kommt bei 
Älteren besonders oft vor: Mehr 
als jeder Zweite über 50 hat vor 
Jahren zwar schon einmal den 
Stromanbieter gewechselt, ver-
gleicht aber nicht regelmäßig 
Tarife. Für die Anbieter ist es 
lukrativ, dass die besonders ge-
burtenstarken Jahrgänge nicht 
wechseln.

Ein weiterer Kostenfaktor pri-
vater Haushalte sind Handytari-
fe. „Im Mobilfunkbereich beob-
achten wir seit Jahren fallende 
Preise – erst im E-Netz, jetzt 
zunehmend auch im hochwer-
tigen D-Netz“, sagt Tenhagen. 
Die Folge: Je älter ein Tarif ist, 
desto teurer ist er im Vergleich 

zu neuen Angeboten. „Vor allem 
die Generation 50plus telefo-
niert besonders häufig zu hohen 
Kosten, denn jeder dritte Han-
dyvertrag von ihnen ist älter 
als fünf Jahre.“ Besonders im D-
Netz geht das ins Geld, wie eine 
Beispielrechnung von Finanztip 
zeigt: Besteht hier der Vertrag 
schon seit zehn Jahren, zahlen 
die Inhaber 264 Euro im Jahr zu 
viel, bei fünf Jahre alten Verträ-
gen immerhin noch 192 Euro. 
Der Rat vom Finanztip-Chef: 
„Handyverträge sollten mindes-
tens alle zwei Jahre überprüft 
werden. Oft reicht es schon, dem 
Anbieter mit der Kündigung zu 
drohen, um deutlich bessere 
Konditionen zu erhalten.“

Dass mit zunehmendem Al-
ter die Autoversicherung teurer 
wird, ist hinlänglich bekannt. 
Dennoch fassen 40 Prozent der 
über 50-Jährigen grundsätzlich 

ihren aktuellen Tarif nicht an 
– vor allem, weil sie mit ihrer 
Versicherung zufrieden sind. 
Doch diese Treue kostet. „In un-
serer Beispielrechnung sparten 
wir im Schnitt bis zu 50 Euro im 
Jahr durch den Wechsel in einen 
preiswerteren Tarif. Vor dem 
Hintergrund, dass Versicherun-
gen mit dem Thema Alter sehr 
unterschiedlich umgehen und 

Wer einen neuen Vertrag abschließt, bekommt bei vielen Anbietern attraktive Konditionen. Be-
standskunden hingegen bezahlen oft mehr und bekommen mitunter sogar weniger Leistung. Der 
Geldratgeber Finanztip rät deshalb, Strom-, Handy- oder auch Versicherungsverträge regelmäßig zu 
prüfen und gegebenenfalls zu wechseln. Eine aktuelle Finanztip-Studie zeigt nun, dass vor allem 
über 50-jährige Verbraucher*innen wechselfaul sind. 

Bestandskunden zahlen bis zu 460 Euro drauf
Finanztip-Studie: Generation der über 50-Jährigen wechselt Verträge mit Dienstleistern viel zu selten

Wer seinem Anbieter lange treu bleibt, zahlt im Endeffekt mehr 
Geld für weniger Leistung.

Foto: Mediteraneo / Adobe Stock

auch Typ- und Regionalklassen 
jedes Jahr neu berechnet wer-
den, sollten Versicherte ab 50 
jedes Jahr Tarife vergleichen. 
Macht die eigene Versicherung 
ein faires Angebot, ist die Treue 
verdient. Andernfalls unbedingt 
wechseln! Das geht mit Tarif-
rechnern im Netz sehr einfach 
und dauert maximal eine halbe 
Stunde.“

Vielen Menschen ist der 
räumliche oder zeitliche Zu-
gang zu den Reha-Nachsorge-
einrichtungen im Anschluss 
an die meist drei Wochen 
dauernde medizinische Reha-
bilitationsmaßnahme nur ein-
geschränkt möglich. Insbeson-
dere in ländlichen Regionen ist 
es für Betroffene oft schwierig 
oder nicht möglich, in einem 
zeitlich zumutbaren Rahmen 

eine Einrichtung für die Reha-
Nachsorge aufzusuchen und 
somit überhaupt an dieser 
teilzunehmen. Viele Menschen 
können die Maßnahmen auch 
schwer oder gar nicht in ihren 
Alltag integrieren, weil sie im 
Schichtdienst arbeiten oder 
ihre Arbeitszeiten unregel-
mäßig sind, wie zum Beispiel 
Beschäftige in der Gastrono-
mie. Auch die Erziehung von 
Kindern oder die Pflege eines 
Angehörigen stehen einer ef-
fektiven Nachsorge oft im Weg. 

Abhilfe im Sinne eines flä-
chendeckenden und innova-
tiven Angebotes zur Reha-
Nachsorge kann eine digitale 
Tele-Reha-Nachsorge schaffen. 
Mit zunehmender Digitalisie-
rung und Verbreitung mobiler 
Technologien, wie zum Beispiel 
Smartphones oder Tablets, er-
öffnen sich neue Möglichkeiten, 
den Versorgungsmangel in der 
Reha-Nachsorge zu überwinden 

und die in der Rehabilitation 
erzielten Erfolge nachhaltig zu 
verstetigen. Darauf macht die 
Knappschaft Bahn See aufmerk-
sam. Studien in der orthopädi-
schen Tele-Reha beispielsweise 
hätten gezeigt, dass digitale 
Reha-Angebote wirksam und 
effizient sein können. Zudem 
sind sie im Vergleich zu tradi-
tionellen Reha-Maßnahmen ein 
kostengünstiges Instrument. 

Das Bundesministerium für 
Arbeit und Soziales setzt mit 
dem Programm rehapro die 
Aufgabe um, alternative Reha-
Modelle zu stärken. Ein Projekt 
nennt sich digIRINA. Das steht 
für „digitale Intensivierte Reha-
Nachsorge“. Es gibt bereits eine 
App namens CASPAR, deren 
Leistungsangebote mithilfe ei-
nes Smartphones, Tablets oder 
Computers zeitlich und örtlich 
flexibel wahrgenommen wer-
den können. Der multimodale 
Therapieplan wird noch wäh-

rend der stationären Reha von 
den Therapeuten erstellt und 
ist dann in der App abrufbar. 
Während der Reha werden 
die Teilnehmenden mit dem 
Programm vertraut gemacht, 
damit der Übergang von der 
Reha nach Hause bestmöglich 
funktioniert. Zu Hause haben 
die Patient*innen dann die 
Möglichkeit, sich bei Fragen 
an die Therapeuten von Cas-
par zu wenden und Feedback 

Die Deutsche Rentenversicherung hilft Menschen mit gesundheitlichen Beeinträchtigungen dabei, 
ihre Erwerbsfähigkeit wiederherzustellen beziehungsweise zu erhalten. Dafür gibt es Modelle wie 
„Reha vor Rente“ und „Reha vor Pflege“. Wichtig ist dabei auch die „Reha-Nachsorge“. Und die kann 
zunehmend digital durchgeführt werden.

Machbar auch bei Nacht- und Schichtarbeit
Digitale Rehabilitations-Nachsorge als Alternative für Menschen mit unregelmäßigem Tagesablauf

Wer in der Gastronomie arbeitet, kann nicht zu „normalen Zeiten“ 
an der Reha-Nachsorge teilnehmen.

Foto: Tyler Olson / Adobe Stock

zu einzelnen Übungen zu er-
halten. Das Programm umfasst 
außerdem auf die Bedürfnisse 
des Einzelnen zugeschnittene 
Schulungen, Vorträge und Se-
minare. Die Wirksamkeit der 
Tele-Reha-Nachsorge wurde 
durch die Studie der Deut-
schen Rentenversicherung 
Bund bewertet: 97 Prozent der 
Patient*innen sehen Caspar po-
sitiv. Infos gibt es unter www.
caspar-health.com.     mh

In der Juli- / August-Aus-
gabe wurde Gerd Reinhardt 
fälschlicherweise als Be-
zirksvorsitzender Mittel-
franken benannt. 

Den Bezirk Mittelfranken  
gibt es nicht mehr, Herr 
Reinhardt ist folglich nicht 
dessen Vorsitzender.

Berichtigung
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Der gesamte Landesvorstand und die Mitarbeitenden des Lan-
desverbandes gratulieren allen Mitgliedern, die im September 
Geburtstag feiern, recht herzlich und wünschen viel Gesundheit. 

Besondere Glückwünsche gehen an:
60 Jahre: 1.9.: Ulrich Suchodolows, Fürth; 2.9.: Uwe Zimmer-

mann, Westendorf.
65 Jahre: 20.9.: Udo Schwarz, Röttenbach; 29.9.: Albrecht Förtsch, 

Hof.
70 Jahre: 1.9.: Alfred Sturm, Mitterteich; 2.9.: Wilhelmine Völ-

ker, Hausen; 17.9. Monika Völkel, Stein; 23.9.: Therese Demmenus, 
Postmünster.

75 Jahre: 1.9.: Rolf Talmon-Gros, Fürth; 20.9.: Anneliese Hora-
czek, Nürnberg.

80 Jahre: 1.9.: Hubert Feistle, Inning; 6.9.: Waltraut Licht, Lau-
tertal; 11.9.: Karin Zinsmeister, München; 16.9.: Alfons Oberle, El-
senfeld, Walter Mänz, München; 17.9.: Joachim Heede, Bad Winds-
heim; 20.9.: Heinrich Heim, Lautertal; 21.9.: Ingrid Bellenberg, 
Bad Reichenhall; 23.9.: Renate Drescher, München; 29.9.: Ludwig 
Freiberger, Schönwald.

Aufgrund der Corona-Krise 
finden die genannten Angebo-
te unter Vorbehalt statt. Bitte 
erkundigen Sie sich unbedingt 
vorher unter den angegebenen 
Telefonnummern, ob, wann, wo 
und wie die Beratung stattfin-
det. Terminabsprache bitte über 
den Landesverband Bayern, 
Implerstraße 55, 81371 Mün-
chen, Tel.: 089 / 53 05 27.

Kümmererstelle Coburg: 
nach telefonischer Voranmel-
dung bei Barbara Hölzel unter 
Tel.:  0170 / 52 73 691.

Kümmererstelle Coburg-Lau-
tertal: jeden zweiten Donners-
tag im Monat, 16.30–18 Uhr, 
Ansprechpartnerin: Barbara 
Hölzel, Tel.: 0170 / 5 27 36 91 
(mobil), E-Mail: barbarahoelzel 
@freenet.de.

Sozialberatung in Dietfurt: 
bei der freiwilligen Feuerwehr, 
Espanweg 4, nur nach Ter-
minabsprache bei Ansprech-
partnerin Elfriede Schreiner, 
Tel.: 0911 / 9 80 15 01, E-Mail: 

rechtsschutz@sovd-mfr.de. 
Sozialberatung in Ebensfeld: 

Ansprechpartner: Dr. Josef Haas, 
Tel.: 09543 / 53 49 oder per E-
Mail: dr.josef.haas@web.de.

Sozialberatung in Ingolstadt: 
AWO-Geschäftsstelle, Becker-
straße 2 a, nur nach Terminver-
einbarung bei Ansprechpart-
nerin Elfriede Schreiner, Tel.: 
0911 / 9 80 15 01 oder E-Mail: 
rechtsschutz@sovd-mfr.de. 

Sozialberatung in Michelau: 
jeden ersten Samstag im Mo-
nat, 13.30–14.30 Uhr, Mehr-
generationenhaus, Schneyer-
straße 17, Ansprechpartner: 
Günther Ruckdäschel, Tel.: 
09571 / 83 585.

Sozialberatung in Mitter-
teich: Rathaus Mitterteich, 
Kirchplatz 12, nur nach Termin- 
absprache bei Ansprechpart-
nerin Elfriede Schreiner, Tel.: 
0911 / 9 80 15 01 oder E-Mail: 
rechtsschutz@sovd-mfr.de. 

Kümmererstelle in der Ober-
pfalz / Weiden: Ansprech-

partner: Dr. Josef Haas, Tel.: 
09543 / 53 49 oder per E-Mail: 
dr.josef.haas@web.de.

Kümmererstelle in Ober-
franken / Bayreuth: Ansprech-
partner: Dr. Josef Haas, Tel.: 
09543 / 53 49 oder per E-Mail: 
dr.josef.haas@web.de.

Kümmererstelle Pegnitz, 
Roth, Schwabach: AWO-Be-
gegnungsstätte, Nördliche 
Ringstraße 11 a, nur nach Ter-
minabsprache bei Ansprech-
partnerin Elfriede Schreiner, 
Tel.: 0911 / 9 80 15 01, E-Mail: 
rechtsschutz@sovd-mfr.de. 

Sozialberatung in Tirschen-
reuth: Seniorenzentrum Tir-
schenreuth, Haus Ziegelanger, 
Egerstraße 27, nur nach Ter-
minabsprache bei Ansprech-
partnerin Elfriede Schreiner, 
Tel.: 0911 / 9 80 15 01, E-Mail: 
rechtsschutz@sovd-mfr.de. 

Kümmererstelle in Würzburg: 
nach telefonischer Voranmel-
dung bei Isabella Stephan, Tel.: 
0157 / 76 82 95 70.

Sozialberatung

Glückwünsche

Termine

Bei allen Handlungen beständig auf fremde Urteile Rücksicht  
nehmen, ist das Gift unserer Ruhe.

Jean Paul

Ortsverband Bayreuth
jeden zweiten Dienstag im Monat, 14 Uhr: Mitgliederversamm-

lung im Gasthaus Moosing, Oberobsang 11,(unter Vorbehalt, Infos 
beim Vorsitzenden Dr. Josef Haas).

Ortsverband Lautertal
25. September, 14.30 Uhr: Mitgliederversammlung mit Ehrungen 

im Sportheim des TSV Oberlauter, Beuerfelder Straße, Oberlauter.

„Wir müssen endlich erkennen, dass ein Sturz im Haushalt für 
Seniorinnen und Senioren ein tödliches Risiko darstellt und Maß-
nahmen ergreifen“, mahnt Dr. Susanne Woelk, Geschäftsführerin 
der DSH. „Bei einem Sturz denken wir zuerst an einen Sturz von der 
Leiter. Dabei sind Stolperfallen und rutschige Stellen in der Woh-
nung weitaus tückischer“, sagt Woelk, die das häusliche Unfallge-
schehen seit 25 Jahren beobachtet. Dabei können schon einfache 
und preiswerte Maßnahmen viel bewirken. Zum Beispiel: 
• Schlafzimmer: Bettlicht mit Bewegungsmelder schaltet sich ein, 

sobald die Beine aus dem Bett schwingen.
• Flur: Steckdosenlichter machen den Weg nachts vom Schlafzim-

mer zum Bad sicherer.
• Bad: An der Wand montierte Griffe in der Duschkabine und ne-

ben der Toilette stützen bei einem Schwindelanfall und helfen 
beim Aufstehen.

• Bad: Ein Duschhocker sorgt für bequemes und sicheres Duschen
• Bad und Küche: Wasserlachen, Duschgel-Reste und Fettspritzer 

auf dem Boden sofort aufwischen.
• Treppen: Selbstklebende Antirutschstreifen sorgen für Grip auf 

den Stufen. Tipp: Auf Kontrastfarbe und fluoreszierendes Mate-
rial achten, da es im Dunkeln. leuchtet

• Ganze Wohnung: Türschwellen und andere Stolperfallen ent-
fernen oder mit einer Rampe angleichen und farbig markieren.

• Ganze Wohnung: Verzichten Sie möglichst auf lose Teppiche und 
Läufer.

• Selbstfürsorge: Sicher gehen in Socken mit Anti-Rutsch-Sohle 
(„ABS-Socken“).

• Selbstwahrnehmung: Wie gut sind mein Balancegefühl und mei-
ne Kraft?         Quelle: DSH

Todesursache: Sturz
86 Prozent aller häuslichen Unfälle sind Stürze

Ab 75 Jahren steigt das Risiko, nach einem Sturz im Haushalt 
zu sterben, überproportional an, wie eine Auswertung der Zahlen 
des Statistischen Bundesamtes durch die DSH (Aktion Das Sichere 
Haus) zeigt.

Auch Homeoffice zählt
Das eigene Kind ist krank oder bleibt aufgrund der Corona-Pandemie-Maßnahmen zu Hause? 

Dann erhalten Eltern Kinderkrankengeld. Welche Bedingungen dafür gelten und was das mit der 
Steuererklärung zu tun hat, erklärt der Lohnsteuerhilfeverein Vereinigte Lohnsteuerhilfe e. V. (VLH).

Die Bundesregierung hat die 
Zahl der Tage, an denen Kin-
derkrankengeld bezogen wer-
den kann, verdoppelt. Und zwar 
rückwirkend zum 5. Januar. Das 
bedeutet: Im Jahr 2021 gibt es 
pro Elternteil 20 Tage pro Kind 
und für Alleinerziehende 40 
Tage pro Kind. Mit der Anzahl 
der Kinder erhöht sich die Zahl 
der Tage, sodass maximal 45 
beziehungsweise 90 Kinder-
krankentage möglich sind.

Das Kinderkrankengeld er-
setzt in der Regel 90 Prozent 
des Nettogehalts. Arbeitneh-
mende beantragen es bei ih-
rer Krankenkasse – nämlich im 
Normalfall, wenn sie ihr krankes 
Kind zu Hause betreuen und 
deshalb nicht arbeiten können. 
Das gilt aber nur für Kinder, die 
unter 12 Jahre alt und gesetz-
lich mitversichert sind.

In diesem Jahr wird das Kin-
derkrankengeld auch dann aus-
gezahlt, wenn das Kind oder die 
Kinder aufgrund der Pandemie-
Maßnahmen daheim betreut 
werden müssen. Das ist dann 
der Fall, wenn Schulen oder 
Kitas entweder tatsächlich 
geschlossen sind, oder wenn 
die Behörden empfehlen, die 
Kinder zu Hause zu betreuen. 
Weitere Infos bietet das Bun-
desfamilienministerium mit 
seinen „Fragen und Antworten 
zum Kinderkrankgeld“. Übri-

gens: Anspruchsberechtigt sind 
auch Eltern, die im Homeoffice 
arbeiten.

Erhält eine Mutter oder ein 
Vater Kinderkrankengeld, ist 
das steuerfrei. Allerdings zählt 
dieses Geld zu den Lohnersatz-
leistungen und unterliegt damit 
dem Progressionsvorbehalt, 
wodurch der persönliche Steu-
ersatz steigt. Das funktioniert 
so: Das Eltern-, Kurzarbeiter- 
oder Kinderkrankengeld wird 
am Ende des Jahres auf das Ein-
kommen hinzugerechnet, um 
den Steuersatz zu ermitteln. Da-
durch erhöht die ursprünglich 
steuerfreie Ersatzleistung den 
persönlichen Steuersatz, mit 
dem das restliche Einkommen 

versteuert wird. Obwohl die 
Lohnersatzleistung steuerfrei 
ist, können so dann doch mehr 
Steuern fällig werden.

Erhalten Mütter oder Väter 
mehr als 410 Euro im Jahr an 
Lohnersatzleistungen, müssen 
sie eine Steuererklärung ab-
geben. Die Summe des Kinder-
krankengeldes tragen sie im 
Mantelbogen unter „Einkom-
mensersatzleistungen“ ein. Zu 
diesem Zweck sollten Mütter 
und Väter automatisch von ihrer 
zuständigen Krankenkasse eine 
„Bescheinigung für das Finanz-
amt“ erhalten haben, worin die 
Höhe des Kinderkrankengeldes 
vermerkt ist.

     Quelle: VLH

Tipp vom VLH: Kinderkrankengeld gehört in die Steuererklärung

Wer sein krankes Kind während der Pandemie zuhause betreuen 
musste, kann das trotz Homeoffice steuerlich geltend machen.

Foto: Tomsickova / Adobe Stock

Seite 12  Nr. 9 | September 2021BAYERN



Bestandsaufnahme und Schwerpunktsetzung
„Gemeinsam für eine inklusive Gesellschaft“ ist das Motto, mit dem Rika Esser im vergangenen Jahr in die Aufgaben der hauptamtlichen Beauftragten der Hessischen 

Landesregierung für Menschen mit Behinderungen eingestiegen ist. In enger Zusammenarbeit mit den Schwerbehindertenvertretungen und den Behindertenverbänden 
sowie im intensiven Austausch mit der Landesregierung setzt sie sich für gleichwertige Lebensbedingungen in allen Bereichen des gesellschaftlichen Lebens in Hessen ein.

Intensive Netzwerkarbeit, 
wie es sich Rika Esser getreu 
ihrem Motto „gemeinsam für 
eine inklusive Gesellschaft“ auf 
die Fahne geschrieben hatte, 
schien angesichts der Pandemie 
fast aussichtslos. „Corona sollte 
mich nicht davon abhalten, die 
Erfüllung meiner Aufgaben in 
Angriff zu nehmen“, berichtet sie 
entschlossen. Ruckzuck stellte 
sie alle geplanten Treffen mit 
Einzelpersonen aber auch mit 
verschiedenen Gremien auf ein 
digitales Format um.

Bis alle verschobenen Termi-
ne digital nachgeholt werden 
konnten, nutzte sie die zeitliche 
Lücke für eine umfassende Be-
standsaufnahme. Barrierefrei-
heit, Beschäftigung und die Ko-
operation mit den Kommunen 
stehen ganz oben auf der Liste 

neben vielen Einzelanfragen, 
die aus den verschiedenen Ver-
bänden und Gremien an Rika 
Esser herangetragen werden.

Im Rahmen der Abstim-
mungsgespräche zur Gründung 
des hessischen Kompetenz-
zentrums Barrierefreiheit fand 
ein intensiver Austausch zwi-
schen den beteiligten Akteu-
ren aus Politik und Verbänden 
über dessen Schwerpunktset-
zung statt. „Es geht nicht nur 
um bauliche Anlagen, sondern 
auch um die Barrierefreiheit im 
öffentlichen Verkehrsbereich, 
bei der Kommunikation und 
den Medien“, erläutert Esser 
und zieht den Kreis bis hin zur 
Barrierefreiheit zum Beispiel 
bei der Herstellung von techni-
schen Gebrauchsgegenständen. 
„Welches Ausmaß das Problem 

hat, zeigte sich im Bereich der 
Hessischen Bauordnung bei der 
Anhörung im Juni, wo die unter-
schiedlichen Interessen deut-
lich wurden.“ Mit Blick auf die 
Kommunen konnte ein Entwurf 
einer Mustersatzung erstellt 
werden, den Rika Esser inzwi-
schen bei den kommunalen 
Spitzenverbänden einbringen 
konnte. Rika Esser setzt dabei 
auf Vernetzung und Erfahrungs-
austausch, um Barrierefreiheit 
für alle Menschen mit und ohne 
Behinderungen zu erreichen.

Das Thema Beschäftigung er-
hielt durch die Pandemie neue 
Brisanz. Kurzarbeit und Anstieg 
der Arbeitslosenzahlen hem-
men erneut den Zugang zum 
allgemeinen Arbeitsmarkt für 
Menschen mit Behinderungen. 
„Im neu gegründeten Forum 

Rika Essers erstes Jahr als Beauftragte der Hessischen Landesregierung für Menschen mit Behinderungen

Die Vorstandssitzung des Ortsverbandes Fulda-Bronnzell fand im 
Biergarten des Jägerhofs statt.

Dirk Bamberger im Gespräch mit zwei Betroffenen.

Inklusive Privatwirtschaft sol-
len daher Wege geschaffen 
werden, um kleine und mittel-
ständische Unternehmen bei 
der Einstellung von Menschen 
mit Behinderungen zu unter-
stützen“, erläutert sie. 

Und auch beim inklusiven 
Schulunterricht gibt es weite-

ren Bedarf, allerdings ist das 
nicht selten abhängig vom El-
ternhaus, die den schulischen 
Erfolg im Auge haben. Bei der 
Organisation des Transports 
und der Unterstützung durch 
Inklusionshelfer sei es wich-
tig, dass die Kommunen diese 
Maßnahmen gewähren.

Lang erkämpfte Maßnahme
Der Hessische Landtag hat im Juli die Einführung eines Gehörlosen- und eines Taubblindengeldes 

beschlossen. Sechs Millionen Euro sind dafür im Landeshaushalt eingeplant. Damit beträt das Ge-
hörlosengeld monatlich 150 Euro. Rund 4.000 Menschen gelten in Hessen als taub oder taubblind.

Die Initiative zur Einführung 
dieser Hilfe zur Teilhabe geht 
auf den CDU-Kreisverband 
Marburg-Biedenkopf zurück, 
„Landtagsabgeordneter Dirk 
Bamberger engagiert sich seit 
seiner frühesten Jugend für 
die Gehörlosen in dieser Re-
gion. Das ist zweifelsohne ein 
besonderer Meilenstein seines 
sozialen und sozialpolitischen 
Engagements für Menschen 
mit Behinderungen“, freut sich 
das Marburger SoVD-Mitglied 
Helmut Muth hervor, das sich 
in mehreren Ämtern beim SoVD 
engagiert und schon lange mit 
Dirk Bamberger befreundet ist.

Dirk Bamberger freut sich: 
„Die Gehörlosen in Hessen 
kämpfen seit über 40 Jahren 
für eine Unterstützung, die 
sich am Blindengeld orien-
tiert. Ihnen ist die Teilhabe am 
gesellschaftlichen Leben wei-
testgehend verwehrt. Und auch 
der Alltag gestaltet sich sehr 
problematisch. Klassischerwei-
se gehören die Gehörlosen auf-
grund ihrer Behinderung eher 
den einkommensschwachen 
Berufsgruppen an. Sie können 

es sich schlicht nicht leisten, 
Dolmetscher einzubinden. Das 
Gehörlosengeld wird in der 
Größenordnung von etwa zwei 
Dolmetscherstunden im Monat 
liegen. Das ist zwar nicht viel, 
es ist aber ein ganz wichtiger 
Anfang.“ 

Der Landtagsabgeordnete ist 
Kind gehörloser Eltern und in 
der Community der Gehörlosen 
aufgewachsen. „Enge Freunde 
meines Vaters kämpften seiner-
zeit vergeblich auf Landesebe-
ne für die Belange gehörloser 

Menschen. Ich habe mich in der 
Pflicht gesehen, ihr Engage-
ment fortzuführen und bin nun 
sehr glücklich darüber, dass wir 
nun so weit gekommen sind.“ 

Bamberger kündigte weiter-
hin an, dass sein Engagement 
für gehörlose Menschen nach 
der Einführung des Gesetzes 
nicht enden werde. „Im nächs-
ten Schritt werden wir uns des 
Problems des massiven Dol-
metschermangels annehmen. 
Es liegt auch hier wieder viel 
Arbeit vor uns.“

Finanzielle Unterstützung für Gehörlose im Landtag erkämpft

Das Logo

Kreisverbandsvorsitzende Marita Schliephorst war als Gast 
anwesend und freute sich, dass sie endlich wieder ein Mitglied 
persönlich ehren konnte: Sie übergab Pedram Kiassati die Ehren-
urkunde für 10 Jahre Mitgliedschaft im SoVD. 

Der Vorstand stimmte anschließend dafür, dass die ursprünglich 
für 2021 vorgesehenen Neuwahlen auf 2022 verlegt werden und 
bedankte sich bei Schriftführerin Elfriede Leister, die aus gesund-
heitlichen Gründen ihr Amt als Beisitzerin des Landesvorstandes  
Hessen zur Verfügung stellte, für ihre bisherige Arbeit. 

Für den 11. Dezember um 15 Uhr ist das Weihnachtstreffen an-
gesetzt, in der Hoffnung, dass die Lage in ein paar Monaten eine 
persönliche Zusammenkunft wieder erlauben wird. 

An frischer Luft getagt
Ortsverband Fulda mit erstem Präsenztreffen

Ende Juli hielt der Ortsverband Fulda seine erste Vorstandssit-
zung wieder in Präsenz ab. Selbstverständlich war alles hygienekon- 
form vorbereitet worden. Neben einer Ehrung wurden vor allem  
Termine für weitere Verbandsaktivitäten festgelegt.

Rika Esser
Foto: GIZ

Landesverband
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Fax: 06655 / 74 02 45 oder per 
E-Mail: m.schliephorst@sovd-
hessen.de.

Ortsverband Sontra
Sozialberatung: jeden 1. Mon-

tag im Monat, 10–12 Uhr, bei der 
Bürgerhilfe Sontraer Land e. V., 
Hinter der Mauer 1. Eine Ter-
minvereinbarung ist notwen-
dig unter Tel.: 06655 / 74 02 26 
oder 0176 / 95 53 81 36 (mobil). 

Ortsverband Bad Hersfeld
Sozialberatung: SozialKom-

petenzZentrum, Uffhäuser 
Straße 8, 36251 Bad Hers-
feld, Anmeldung unter Tel.: 
06621 / 91 30 60.

Kreisverband  
Marburg-Biedenkopf
Ortsverband 
Münchhausen-Wetter

Sozialberatung: jeden Mon-
tag, 16–18 Uhr, im Rathaus 
Wetter, Untergeschoss, Zimmer 
2, Marktplatz 1, 35083 Wet-
ter. Während der Beratungs-
zeit: Tel.: 06423 / 82 23 oder 
0152 / 58 62 96 77 (mobil). 

Außerhalb der Beratungs-
zeit (nur in dringenden Fällen 
bis 18 Uhr!): Helga Kläs unter 
Tel.: 06422 / 89 87 202 oder 
Hans-Werner Dersch unter Tel.: 
06423 / 51 524. 

Sozialrechtsberatung in 
Kirchhain: durch Sozialjuristin 
Annette Mülot-Carvajal, jeden 
1. Freitag im Monat, 15–17 Uhr, 
im AWO-Treff, Brießelstraße 15, 
nur nach vorheriger Terminver-
einbarung über die Landesge-
schäftsstelle in Wiesbaden un-
ter Tel.: 0611 / 20 55 216.

Ortsverband Marburg
Die Sozialberatung erfolgt 

zurzeit durch den Ortsverband 
in Wetter (Kontaktdaten s. oben).

Landesverband Hessen
Der SoVD-Landesverband 

Hessen bietet seinen Mitglie-
dern eine kostenlose Sozialbe-
ratung an. Nichtmitglieder kön-
nen gratis eine Erstberatung in 
Anspruch nehmen. 

Für Fragen oder weitere In-
formationen zum SoVD wen-
den Sie sich gerne telefonisch 
an die Landesgeschäftsstelle 
in der Luisenstraße 41, 65185 
Wiesbaden, Tel.: 0611 /85 108, 
oder per E-Mail an: info@
sovd-hessen.de. Bürozeiten sind 
montags bis donnerstags, 9–16 
Uhr, und freitags, 9–14 Uhr.

Info-Telefon Pflege: Tel.: 0611 / 
20 55 216.

Kreisverband Hessen-Süd
Kreisgeschäftsstelle, Erzber-

gerstraße 12–14 (Zugang über 
Beethovenstraße zwischen 
Nummer 5 und 7), 63179 Oberts-
hausen, Tel.: 069 / 31 90 43.

Sozialrechtsberatung in Her-
born: jeden 1. Montag im Mo-
nat, 10–12 Uhr, durch Juristin 
Sigrid Jahr, in der Geschäftsstel-
le der AWO, Walkmühlenweg 5, 
35745 Herborn, Terminverein-
barung unter Tel.: 06432 / 92  
49 480, E-Mail: s.jahr@sovd-
hessen.de.

Ortsverband Gießen 
Sozialsprechstunde: jeden 1. 

und 3. Montag im Monat, 14-16 
Uhr, bei Evelyn Kaletsch-Damm, 
Curtmannstraße 38, 35394 Gie-
ßen, Terminvereinbarung unter 

Tel.: 06033 / 74 88 999, E-Mail: 
szbgiessen@sovd-hessen.de.

Sozialrechtsberatung bei 
Juristin Sigrid Jahr nach 
Anmeldung unter Tel.: 
06432 / 92 49 480, E-Mail: 
s.jahr@sovd-hessen.de.

Ortsverband Frankfurt
Sozialrechtsberatung bei So-

zialjuristin Silke Marx, AWO-
Stadtteilzentrum, Königsteiner 
Straße 88, 65929 Frankfurt-
Höchst, nach Terminabsprache 
unter Tel.: 069 / 31 90 43.

Ortsverband Offenbach
Sozialrechtsberatung bei So-

zialjuristin Silke Marx, Kreisge-
schäftsstelle, Erzberger Straße 
12–14 (Zugang über Beetho-
venstraße zwischen Nummer 
5 und 7), 63179 Obertshausen, 
Terminvereinbarung erbeten 
unter Tel.: 069 / 31 90 43.

Ortsverband Limburg-Weilburg
Sprechstunden nach Verein-

barung bei Sozialjuristin Sigrid 
Jahr, Tel.: 06432 / 92 49 480, E-
Mail: s.jahr@sovd-hessen.de.

Ortsverbände Bad Homburg
und Oberursel

Sozialrechtsberatung jeden 
2. Donnerstag im Monat, 10-
12 Uhr, durch Sozialjuristin 
Sigrid Jahr, Schöne Aussicht 
24, 61348 Bad Homburg v. d. 
H., Terminvereinbarung unter 
Tel.: 06432 / 92 49 480, E-Mail: 
s.jahr@sovd-hessen.de.

Ortsverband Wiesbaden
Sozialberatung durch 

Hans Arnold, nur nach Ter-
minvereinbarung unter Tel.: 
0611 / 20 55 216 oder per E-
Mail: info@sovd-hessen.de.

Sozialrechtsberatung durch 
Sozialjuristin Silke Marx jeden 
1., 2. und 3. Donnerstag im Mo-

nat, 10–12 Uhr, sowie jeden 4. 
Donnerstag im Monat, 16–18 
Uhr, in der Luisenstraße 41, 
65185 Wiesbaden. 

Terminvereinbarung bitte 
über die Landesgeschäfts-
stelle in Wiesbaden unter 
Tel.: 0611 /20 55 216, per Fax: 
0611 / 85 043 oder per E-Mail 
an: info@sovd-hessen.de.

Sozialberatung im Rheingau: 
Es berät Hans Arnold, Aegidius-
straße 10, 65375 Oestrich-Win-
kel, nach Terminvereinbarung 
unter Tel.: 06723 / 88 66 911 
oder E-Mail an: sovd@arnold-
rheingau.de.

Kreisverband  
Hofgeismar-Kassel

Sozialrechtsberatung durch 
Rechtsanwältin Annette Mülot-
Carvajal dienstags, 14–17 Uhr, 
und donnerstags, 10–13 Uhr, 
im AWO-Haus, Wilhelmshöher 
Allee 32 a, 34117 Kassel, nur 
nach vorheriger Anmeldung un-
ter Tel.: 0611 / 20 55 216 oder 
Fax: 0611 / 60 91 358.

Sozialrechtsberatungen: je-
den 3. Montag im Monat, 15–17 
Uhr, im Petrihaus, Pfeffergasse 1, 
34369 Hofgeismar.

Ansprechpartner*innen:
34385 Bad Karlshafen: Lorenz 

Güthoff, Tel.: 05672 / 22 39.
34379 Calden: Irmgard Fohr, 

Tel.: 05674 / 65 67.
34385 Helmarshausen: Diet-

helm Rogasch, Tel.: 05672 / 16 18.
34369 Hofgeismar: Brigitte 

Schutta, Tel.: 05671 / 36 42.
34359 Reinhardshagen: Peter 

Hartmann, Tel.: 05541 / 3 27 77.
37194 Vernawahlshausen: 

Walter Don, Tel.: 05571 / 17 12.

Ortsverband Bad Wildungen
Sozialberatung durch Hans-

Jürgen Schmidt, Trumpe 2, Ein-
gang: Bahnhofstraße, 34537 

Sprechstunden und Sozialberatung
Aufgrund der Corona-Krise 

stehen die genannten Angebo-
te unter Vorbehalt. Bitte erkun-
digen Sie sich unbedingt vorher 
unter den angegebenen Tele-
fonnummern, ob, wann, wo und 
wie die Beratung stattfindet.

Allen Mitgliedern, die im September Geburtstag haben, gratulie-
ren wir herzlich. Kranken Mitgliedern wünschen wir eine baldige 
Genesung. 

60 Jahre: 6.9.: Birgit Schulzki, Grebenstein; 10.9.: Doris Wagner, 
Rotenburg; 17.9.: Günter Hallenberger, Battenberg.

65 Jahre: 1.9.: Bernd Guth, Warburg; 20.9.: Doris Becker, Ebsdor-
fergrund; 22.9.: Klaus-Uwe Leipold, Kassel; 24.9.: Regina Mehring, 
Wetter; 29.9.: Gabriele Pendelin-Auer, Oestrich-Winkel.

70 Jahre: 7.9.: Fred Schindler, Fritzlar; 10.9.: Gertrud Schneider, 
Münchhausen.

75 Jahre: 11.9.: Anita Hilberger, Münchhausen; 25.9.: Charlotte 
Trübenbach, Limburg; 30.9.: Erich Imhof, Münchhausen.

80 Jahre: 13.9.: Antje Sievers, Bad Wildungen; 17.9.: Wilhelm 
Hellwig, Grebenstein; 21.9.: Monika Späth, Weilburg.

90 Jahre: 4.9.: Elfriede Hartmann, Calden.
93 Jahre: 15.9.: Hans Hoffmann, Bad Kreuznach.
95 Jahre: 4.9.: Rosel Kraus, Rödermark.
In den Geburtstagsgrüßen sind nur die Mitglieder genannt, die auf 

ihrem Beitrittsformular einer Veröffentlichung zugestimmt haben. 
Alle anderen Mitglieder sind ihrem Wunsch gemäß nicht erwähnt.

Bad Wildungen. Anmeldung 
unter Tel.: 05621 / 96 78 787.

Sozialrechtsberatung erfolgt 
nur nach Terminvereinbarung 
unter Tel.: 0611 / 20 55 216 oder 
E-Mail: info@sovd-hessen.de. 

Kreisverband Hersfeld- 
Fulda, Werra-Meißner

Sozialberatung durch Mari-
ta Schliephorst, Oberländchen 
23, 36119 Neuhof. Anmeldung 
unter Tel.: 06655 / 74 02 26 
oder 0176 / 95 53 81 36 (mobil), 
Fax: 06655 / 74 02 45 oder per 
E-Mail: m.schliephorst@sovd-
hessen.de. 

Ortsverband Eschwege
Sozialberatung durch Marita 

Schliephorst jeden 1. Dienstag im 
Monat, 14–16 Uhr, bei der AWO 
Werra-Meißner e. V., An den Anla-
gen 8, 37269 Eschwege, Anmel-
dung unter Tel.: 06655 / 74 02 26 
oder 0176 / 95 53 81 36 (mobil), 
Fax: 06655 / 74 02 45 oder per 
E-Mail: m.schliephorst@sovd-
hessen.de.

Ortsverband Fulda
Sozialberatung durch Marita 

Schliephorst, jeden 1. Montag 
im Monat, 14–16 Uhr, im Sozial- 
und Arbeitsgericht, Am Hopfen-
garten, Sitzungssaal (EG). Anmel-
dung unter Tel.: 06655 / 74 02 26 
oder 0176 / 95 53 81 36 (mobil), 
Fax: 06655 / 74 02 45 oder per 
E-Mail: m.schliephorst@sovd-
hessen.de.

Ortsverband 
Rotenburg-Bebra-Solz

Sozialberatung durch Marita 
Schliephorst, jeden 1. Diens-
tag im Monat, 10–12 Uhr, im 
Neuen Rathaus, „Altenstube“, 
1. Obergeschoss, 36199 Roten-
burg an der Fulda. Anmeldung 
unter Tel.: 06655 / 74 02 26 
oder 0176 / 95 53 81 36 (mobil), 

Glückwünsche
17. Oktober: Fahrt in den 

Pfälzer Wald. Nach einer frü-
hen Mittagspause im Forst-
haus Silbertal erläutert die 
Kräuterpädagogin Ute Krauß 
die wohltuende Wirkung hei-
mischer Kräuter. Dann geht es 
zum Bahnhof Lambrecht, wo 
das Kuckucksbähnel auf die 
SoVD-Reisegruppe wartet. 
Dampfbetrieben geht es dann 
durch den Pfälzer Wald zum 
Endbahnhof Elmstein, wo der 
Bus des Reiseveranstalters 
Klieber schon wartet, um alle 
Mitreisenden zum Kaffee im 
Forsthaus zurückzubringen. 
Die Kosten für die Fahrt in-
klusive Kuckucksbähnel lie-

gen bei nur 20 Euro pro Per-
son. Verpflegung, Mittagessen, 
Kaffee und Kuchen muss jede*r 
selbst zahlen. Die Abfahrten 
sind um 8.50 Uhr von Frank-
furt, Hattersheim und Wiesba-
den geplant und die Rückkehr 
zu den drei Abfahrtsorten bis 
21.10 Uhr. 

Interessenten melden sich 
bei Rudolf Schulz unter Tel.:  
0171 / 23 84 866 oder E-Mail 
unter: schulz.sovd@gmx.de 
und erhalten dann noch vor 
der Abfahrt einen genaueren 
Reiseplan mit den genauen 
Abfahrts- und Ankunftszeiten 
in Frankfurt, Hattersheim und 
Wiesbaden.

2. bis 5. Dezember: Drei-
tägige Reise nach Berlin mit 
Angeboten wie Museum, 
Abendveranstaltung „Stars in 
Concert-Weihnachtsspecial“, 
Stadtrundfahrt ins histori-
sche Berlin und ein Besuch 
im Reichstag sind angefragt. 
Selbstverständlich stzeht 
auch ein Besuch der Bundes-
geschäftsstelle auf dem Pro-
gramm. Anmeldung beim Vor-
sitzenden Rudolf Schulz unter 
schulz.sovd@gmx.de oder 
Tel.: 0171 / 23 84 866. Weitere 
Informationen zu den Details 
der Reise gibt es, sobald die 
Buchungen und Anfragen be-
stätigt sind. 

SoVD auf Tour startet wieder!
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Möchten Sie die Zeitung als E-Paper lesen?
Seit Ende 2020 bietet der SoVD den Bezug seiner Mitgliederzeitung „Soziales im 
Blick“ ergänzend als E-Paper an. Zahlreiche Mitglieder nutzen inzwischen die Mög-
lichkeit, die Zeitung am PC oder auf mobilen Endgeräten zu lesen. Seit Juli können 
sich Mitglieder für den ausschließlich elektronischen Bezug entscheiden. Das geht 
in der App über eine – der Titelseite vorgeschalteten – Anmeldefläche für das rein 

digitale Produkt. Ebenso ist auf der Homepage des SoVD-Bundesverbandes unter 
www.sovd.de die Anmeldung möglich. Hier führt ein Link von der Startseite auf das 
entsprechende Formular. Um weiterhin wie gewohnt nur die gedruckte Ausgabe 
der SoVD-Zeitung zu erhalten, brauchen Sie nichts zu tun. Auch der ergänzende 
Bezug der elektronischen Ausgabe ist weiterhin möglich.

Wie funktioniert's?

1.  Anmeldung unter 
www.sovd.de/e-paper

•  Einfach Namen, E-Mail und  
Mitgliedsnummer eintragen.

• Für rein digitalen Bezug oder 
E-Paper plus gedruckte Zeitung 
entscheiden.

• Ins Postfach schauen! 

2. Bezug über die App:

• Sie finden das E-Paper in  
Ihrem Kiosk, wenn Sie die  
SoVD-App installiert haben.

Erfolgreich anmelden!

Auf der Startseite des SoVD 
finden Sie den Link zum An-
meldeformular. Sie können in 
Ihren Browser auch www.sovd.
de/e-paper eingeben, um di-
rekt dorthin zu gelangen. Hal-
ten Sie Ihre Mitgliedsnummer 
bereit und geben Ihre E-Mail-
Adresse ein. Klicken Sie an, wie 
Sie die SoVD-Zeitung beziehen 
möchten. Nach der Anmeldung 
erhalten Sie eine Bestätigungs-
E-Mail. Damit sind Sie bereits in 
den Verteiler aufgenommen!

Immer mehr SoVD-Mit-
glieder möchten die SoVD-
Zeitung als E-Paper lesen. 
Sie entscheiden, ob Sie das 
E-Paper zusätzlich oder 
statt der gedruckten Aus-
gabe erhalten möchten. Es 
ist ganz leicht, sich für das 
neue Format anzumelden.  

Die einzelnen Schritte 
zur Anmeldung erklären 
wir hier (rechts). Gerne 
verdeutlichen wir ebenso 
die einzelnen Produktions-
schritte.

Anmeldung unter www.sovd.de/e-paper

Printversion und E-Paper 

Wann und wo wird das E-
Paper erstellt? Direkt nach der 
Fertigstellung und dem An-
druck im Druckhaus Dierichs in 
Kassel wird auch das E-Paper 
produziert.

Auch die digitale Version der 
Zeitung wird in jedem Falle vor 
Ende des Vormonats der jewei-
ligen Ausgabe fertiggestellt 
und Ihnen dann per E-Mail nach 
Hause zugestellt. 

Die Zeitung online lesen

Noch vor Erhalt Ihrer ge-
druckten Zeitung auf dem Post-
weg sollten Sie Ihre digitale 
SoVD-Zeitung in Ihrem E-Mail-
Postfach haben. 

Im Betreff steht zum Beispiel: 
„SoVD-Zeitung / Septemberaus-
gabe“. In Ihrer E-Mail finden Sie 
den Link zur aktuellen Ausgabe, 
den Sie nur anklicken müssen. 
Kontrollieren Sie bitte auch Ih-
ren Ordner „Unbekannt“, falls 
Sie sich angemeldet, aber keine 
Zeitung erhalten haben.

E-Paper in der App

Wenn Sie bereits die SoVD-
Magazin-App installiert haben, 
können Sie das E-Paper auch 
ohne Anmeldung beziehen. So-
bald die Ausgabe fertiggestellt 
ist, wird sie dort eingestellt und 
ist mit allen bekannten Vortei-
len wie der Zoomfunktion, der 
Sprachausgabe und der schnel-
len Navigation durch interakti-
ve Schaltflächen nutzbar. 

Die Anwendung ist im App 
Store und bei Google Play unter 
„SoVD-Magazin-App“ zu finden. 

i

Foto: Farknot Architect / Adobe Stock
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Voll durchgeblickt

Eine Sache haben Kinder und Jugendliche sowie Erwachsene gemeinsam: Seit Monaten bestehen viele 
Kontakte nur noch digital. Ob WhatsApp, Instagram, Youtube oder TikTok – Möglichkeiten hierfür gibt es 
genug. Doch die sogenannten sozialen Medien nutzen leider auch Menschen, die keine guten Absichten 
verfolgen. Deshalb sollte man Fotos und Informationen über das eigene Leben nicht mit allen teilen.

Der Erfolg beim Fußball, ein 
neues Fahrrad zum Geburtstag 
oder endlich wieder Urlaub am 
Strand – all diese Dinge möchte 
man jemandem erzählen oder 
zeigen. Am schnellsten geht das 
übers Internet. Doch dabei ist 
Vorsicht geboten. Denn es gibt 
Personen, die Kinderfotos oder 
-videos für Dinge benutzen, die 
verboten sind. Häufig hat dies 
etwas mit Sexualität zu tun.

Ihr eigener Körper geht nur 
die Kinder und Jugendlichen 

selbst etwas an. Darauf nehmen 
leider nicht alle Erwachsenen 
Rücksicht. Man bezeichnet das 
auch als Missbrauch. Weil das 
strafbar ist, kann man dafür so-
gar ins Gefängnis kommen. Bes-
ser ist es aber, einen Missbrauch 
von vornherein zu verhindern.

Gut ist es zum Beispiel, wenn 
man über das eigene Leben 
nicht zu viel im Internet ver-
öffentlicht. Denn das macht es 
Fremden leicht, mit Kindern ins 
Gespräch zu kommen. Kennt 

ein Außenstehender zum Bei-
spiel das Lieblingsgericht, den 
Namen des Haustiers oder des 
Sportvereins, dann wirkt er 
gleich viel weniger fremd. 

Über diese Gefahren sollten 
Eltern und Kinder sprechen. Da-
bei können beide Seiten vonei-
nander lernen. Häufig passieren 
Missbrauch und Gewalt gegen 
Kinder aber im Freundes- oder 
Familienkreis. Das Internet ist 
also nur ein Bereich, den man 
im Auge haben muss.

Das Internet ermöglicht es, andere am eigenen Leben teilhaben zu 
lassen. Allzu offen sollte man dabei jedoch nicht sein.

Fotos: Yakobchuk Olena / Adobe Stock

Grafiken: stuart, Leh / Adobe Stock; Montage: SoVD

Gehören private Informationen ins Internet?

Rolands RätseleckeTipp für Kinder

Finde das richtige Piratenschiff
Früher verbreiteten die Schiffe der Seeräuber Angst und Schrecken auf den Weltmeeren. Doch nur vor 

einem der unten abgebildeten Schatten müssen sich die anderen Seeleute fürchten, bei den anderen 
haben sich kleine Fehler eingeschlichen – welcher Schatten ist der richtige?

Benny und die 
Waschbärbande

Benny und die Waschbärbande feiern große Schiffstaufe: Weil 
ihr magisches Boot auch ohne Segel und sogar flussaufwärts fährt, 
geben sie ihm den Namen „Flotte Flaute“. Doch kaum haben sie 

den Anker gelichtet, kommen 
ihnen die frechen Flusspiraten 
in die Quere. Aber was noch viel 
schlimmer ist: Auf dem Wasser 
treibt eine riesige Plastikinsel. 
Jetzt muss sich die Waschbär-
bande etwas einfallen lassen, 
denn die Tiere des Wassers sind 
in Gefahr. Alle müssen mithelfen 
– sogar die Flusspiraten packen 
mit an!

Eleni Livanios: Benny und die 
Waschbärbande. Unterwegs mit 
der Flotten Flaute. Cbj Kinderbuch, 
112 Seiten, ab 6 Jahren, ISBN: 
978-3-570-17812-6, 13 Euro

Möchtet ihr eines der Bücher gewinnen? Dann löst die Aufgabe 
aus „Rolands Rätselecke“! Die Lösung schickt ihr unter dem Betreff 
„Waschbärbande“ entweder per E-Mail an: redaktion@sovd.de oder 
mit dem gleichen Stichwort per Post an: SoVD, Redaktion, Stralauer 
Straße 63, 10179 Berlin. Einsendeschluss ist der 15. September.

Miauuu. Lecker! Schaut mal, was ich für unser 
Abendessen gefangen habe!

1

2

3

4

5 6

Pfoten weg! Den serviere ich mit einer 
Knoblauch-Erdbeersoße auf Spinat.

Bääh. Ich hab‘ plötzlich 
keinen Hunger mehr ...

Fotos:  sonsedskaya / Adobe Stock; Montage: SoVD
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Kernstück der von Bundes-
kanzler Willy Brandt einge-
leiteten neuen Ostpolitik war 
der 1970 zwischen der Bun-
desrepublik Deutschland und 
der Sowjetunion geschlossene 
Moskauer Vertrag. Darin erklär-
ten beide Staaten, die beste-
henden Grenzen zwischen der 
DDR und der Bundesrepublik 
sowie zwischen Polen und der 
DDR für unverletzlich. Zudem 
verpflichteten sie sich, etwaige 
Konflikte ohne Gewalt zu lösen.

Auf Einladung des General-
sekretärs der Kommunistischen 
Partei der Sowjetunion, Leonid 
Breschnew, flog Brandt ein Jahr 
später zu einem Treffen beider 
Staatsmänner auf die Krim. 
Dieser erste Besuch seiner Art 
nach dem Zweiten Weltkrieg 
sollte den eingeschlagenen 
Weg der Entspannung weiter 
vorantreiben. In stundenlangen 
Gesprächen versuchte die bun-
desdeutsche Seite damals Kon-
frontationen abzubauen und 
eine Reduzierung sowjetischer 
Truppen zu erreichen. 

Konkrete Ergebnisse zeitigte 
die Reise nicht. Breschnew zeig-
te sich ebenso offen wie unver-
bindlich. Vor allem die Fotos 
der beiden Politiker in Freizeit-
kleidung lösten damals unter-
schiedliche Reaktionen aus. 

Im eigenen Land warf die 
Opposition dem Kanzler Blau-

äugigkeit im Umgang mit der 
Sowjetunion vor. Die starken 
Anfeindungen Brandts nahmen 
zu. Internationale Medien da-
gegen werteten das Treffen als 
einen diplomatischen Erfolg. 
Drei Monate später erhielt Willy 
Brandt für seine Versöhnungs-
politik den Friedensnobelpreis.

Entspannung auf der Krim
Um den Konflikt zwischen Ost und West zu entschärfen, ging die sozialliberale Koalition unter Bun-

deskanzler Willy Brandt ungewohnte Wege. Ein „Wandel durch Annäherung“ kennzeichnete ihre Ent-
spannungspolitik. Am 18. September 1971 traf Brandt den sowjetischen Staats- und Parteichef Leonid 
Breschnew am Schwarzen Meer. Die Bilder der vermeintlich harmonischen Bootspartie polarisierten 
die politischen Lager: Hatte der Bundeskanzler in seiner Naivität deutsche Interessen verraten?

Zeitmaschine

Vor 50 Jahren unternahmen Bundeskanzler Willy Brandt (re.) und 
der sowjetische Staats- und Parteichef Leonid Breschnew eine 
gemeinsame Bootsfahrt entlang der Krimküste.

Foto: Alfred Hennig / picture-alliance

Gibt’s doch gar nicht, oder?

Weltrekord mit Rutschauto
Am 9. Juli fand in der Gemeinde Morbach im Hunsrück eine Autorenlesung statt. Das allein wäre in 

Zeiten der Pandemie schon berichtenswert. In diesem Fall aber erschien das Publikum auf Bobbycars, 
Rutschautos, Dreirädern, Kettcars oder Seifenkisten und stellte damit einen Weltrekord auf.

Insgesamt 382 Kinder kamen 
zur Vorleseaktion des Kinder-
buchautors Stefan Gemmel. Wie 
bei einem Autokino „parkten“ sie 
mit ihrem Gefährt vor der Frei-
lichtbühne und lauschten dem 
Vortrag. Applaudiert wurde per 
Klingel oder Plastikhupe. 

Anwesend war auch ein Ver-
treter des Rekord-Instituts für 
Deutschland (RID). Er überreich-

Fotos: Björn Berenz / RID

Foto: Anton Balazh / Adobe Stock, Montage: SoVD

Hunderte Kinder sorgten mit ihren Plastikautos und Kettcars im Hunsrück für einen Weltrekord.

te im Anschluss eine Urkunde 
für den Weltrekord der „größten 
Autorenlesung in einem Kinder-
fahrzeug-Drive-in“. Das freute 

auch Morbachs Bürgermeister 
Andreas Hackethal, der sich auf 
einem Kettcar ebenfalls unter 
den Zuhörenden befand.

Buchtipp

Planeten im Schatten

Denksport

In unserem Sonnensystem existieren acht Planeten. Einige von 
ihnen lassen sich aus den Buchstaben oben zusammensetzen. Dabei 
bleiben wiederum einige Buchstaben übrig, aus denen sich dann das 
Lösungswort bilden lässt. Als Zusatzaufgabe dürfen Sie gerne noch 
die übrigen Planeten auf Ihrem Zettel notieren – viel Spaß! 

Die Lösung finden Sie wie immer auf Seite 18 dieser Ausgabe.

Der Vater liegt auf der Intensivstation, die demenzkranke Mutter 
wird in einem Pflegeheim betreut. Dazwischen steht die Tochter, 
selbst Mutter eines kleinen Kindes, und muss sich kümmern, weiß 
aber nicht, wie. Sie fängt an, sich zu erinnern: an ihre Kindheit, an 
das Ferienhaus in Spanien, aber auch an die Sucht des Vaters und 
die Unnahbarkeit der Mutter. Und während sie das Leben der Eltern 
vom Moment des Sterbens aus er-
zählt, begreift sie nach und nach, 
was die beiden eigentlich für Men-
schen waren, was für ein Mensch 
sie selbst geworden ist. 

Maren Wurster schildert auf 
berührende Weise den Abschied 
von ihren Eltern. Dabei steht für 
sie die Frage im Mittelpunkt, wie 
ein Mensch seine letzte Lebens-
zeit erfahren sollte: in geborgener 
Atmosphäre, mit seinen Liebsten 
und dank Medikamenten ohne 
Schmerzen.

Maren Wurster: Papa stirbt, Mama 
auch. Hanser Berlin, 128 Seiten, 
ISBN: 978-3-446-27112-8, 20 Euro.

Möchten Sie ein Exemplar des vorgestellten Buches gewinnen? 
Dann schreiben Sie uns unter dem Betreff „Papa stirbt, Mama auch.“ 
entweder per E-Mail an: redaktion@sovd.de oder mit dem gleichen 
Stichwort per Post an: SoVD, Redaktion, Stralauer Straße 63, 10179 
Berlin. Einsendeschluss ist der 15. September.

Papa stirbt, Mama auch
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Variante: LEICHT

Variante: MITTEL

Auflösung des 
Vormonats

Auflösung des 
Vormonats

Die beiden  
Diagramme sind 
mit den Zahlen 1 
bis 9 aufzufüllen.

Dabei darf jede 
Zahl in jeder Zeile 
und jeder Spalte 
und in jedem 3x3-
Feld nur einmal 
vorkommen.

176

5 4 2 9
3
6 1 2 4 7 3
8 7 9 3

9 6 7
5 8 9 6

7 9 3 5 4 1
5

2 5 3 6

8 2 7 1
7 4 1

9 2 5
3 5 6 1

9
5 2 3 9
7 6 4

8 7 1
1 8 4 3

6 1 3 2 5 4 9 8 7
9 2 7 6 8 3 5 1 4
4 5 8 1 7 9 3 6 2
2 9 6 7 4 8 1 3 5
1 8 5 3 9 2 7 4 6
3 7 4 5 1 6 2 9 8
8 3 9 4 2 5 6 7 1
7 4 2 9 6 1 8 5 3
5 6 1 8 3 7 4 2 9

1 5 7 4 8 6 3 9 2
8 3 2 1 5 9 6 4 7
4 9 6 3 2 7 1 8 5
6 4 1 7 3 5 9 2 8
9 7 3 8 4 2 5 6 1
2 8 5 6 9 1 4 7 3
3 1 8 2 6 4 7 5 9
7 6 9 5 1 8 2 3 4
5 2 4 9 7 3 8 1 6

Möchten Sie einen unserer Buchpreise gewinnen? Dann notieren 
Sie die eingekreisten Zahlen (von oben nach unten) und schicken 
Sie diese per E-Mail an: sudoku@sovd.de oder per Post an: SoVD, 
Redaktion, „Sudoku“, Stralauer Straße 63, 10179 Berlin. Einsende-
schluss ist der 15. September.

Des Rätsels Lösung
Sieben kleine Kräuterhexen
(Ausgabe Juli + August 2021, 
Seite 16)
Von den sieben Hexen, die zum 
Kräutersammeln in den Wald 
gingen, sieht nur Nummer vier 
auf beiden Bildern gleich aus.

Immer dem roten Faden nach
Redensarten hinterfragt

Zur Ausstellung zog sich da-
mals ein rotes Seil quer durch 
das Museum für Kommunikation. 
Es diente den Besucher*innen 
zur Orientierung und lieferte 
gleichzeitig die Erklärung für 
unsere gesuchte Redewendung: 
Im 18. Jahrhundert zog sich 
nämlich ein roter Faden durch 
alle Schiffstaue der englischen 
Marine. Dieser ließ sich nicht 
ohne Weiteres entfernen und 
sollte somit einen etwaigen 
Diebstahl verhindern.

Später fand der rote Faden 
dann auch Eingang in Goethes 
Roman „Die Wahlverwandt-
schaften“. Dort verglich ihn der 
Dichter mit einem Gedanken, 
der sich durch einen Text zieht.

Ein „roter Faden“ beschreibt sprichwörtlich eine nachvollziehbare 
Struktur. Ihren Ursprung hatte die Redensart bei der Seefahrt.

Fotos: Alvov, fotomek / Adobe Stock; Montage: SoVD

Planeten im Schatten 
(Denksport, Seite 17)

Hier die Lösungen zu unseren 
galaktischen Rätselaufgaben: 
• Im Schatten „versteckt“ waren 

die Planeten Venus, Neptun, 
Uranus und Merkur. 

• Die übrig gebliebenen Buch-
staben ergaben richtig zu-
sammengesetzt das Lösungs-
wort „Saturn“.

• Die weiteren Planeten unse-
res Sonnensystems heißen 
Mars, Jupiter und Erde.

Eltern haften für ihre Kinder
Hätten Sieʼs gewusst?

Laut Bürgerlichem Gesetz-
buch (BGB) sind Kinder unter 
sieben Jahren generell nicht 
haftbar (§ 828 Abs. 1 BGB). Bei 
Siebenjährigen wird dagegen 
erwartet, dass sie die Folgen 
ihres Handelns durchaus ab-
schätzen können – etwa, wenn 
sie mutwillig ein geparktes 
Auto zerkratzen. In diesem Fall 
müssten die Racker also recht-
lich für die Kosten aufkommen.

Das Gleiche droht Eltern 
von Kleinkindern, die ihrer 
Aufsichtspflicht nicht nach-
kommen. Allerdings ist dies im 
Einzelfall schwer zu belegen. 
Der Gesetzgeber fordert hier 
nämlich keine totale Überwa-
chung. Bei Vierjährigen etwa, 
die im Freien spielen, reicht 
nach einem Urteil des Bundes-
gerichtshofs (BGH) ein gele-
gentlicher Kontrollblick alle 15 

bis 30 Minuten aus. Bei Bedarf 
könnten die Eltern dann immer 
noch eingreifen. Geht in dieser 
Zeit jedoch etwas kaputt, sieht 

es für Geschädigte schlecht 
aus. Ihnen hilft dann höchstens 
noch eine bestehende Haft-
plichtversicherung weiter.

Buchtipp

Lassen Sie mich 
mal machen

Im Februar 1963 beginnt die 22-jährige Heide Sommer als Se-
kretärin bei der Wochenzeitung Die Zeit. Es sind die Jahre, in denen 
die Chefetagen von rauchenden und Whisky trinkenden Männern 
mit grandiosem Ego bevölkert sind, deren Frauen daheim den 

Haushalt machen und die Kin-
der hüten. In den Vorzimmern 
geht es nicht nur um Steno und 
Tippen, sondern auch um Rat 
und Lebenshilfe jeglicher Art. 
Auf sympathische, ja liebevolle 
Weise nimmt uns Heide Som-
mer mit auf eine Reise in ver-
gangene Zeiten und zeigt ganz 
nebenbei, wie man als starke, 
selbstbewusste Frau im Hinter-
grund die Regie führt.

Heide Sommer: Lassen Sie mich 
mal machen. Fünf Jahrzehnte als 
Sekretärin berühmter Männer. Ull-
stein, 256 Seiten, ISBN: 978-3-548-
06358-4, 11,99 Euro. 

Möchten Sie ein Exemplar des vorgestellten Buches gewinnen? 
Dann schreiben Sie uns mit dem Betreff oder unter dem Stichwort 
„Lassen Sie mich mal machen“ entweder per E-Mail an: redaktion@
sovd.de oder per Post an: SoVD, Redaktion, Stralauer Straße 63, 
10179 Berlin. Einsendeschluss ist der 15. September.

Süßes im Supermarkt wird gerne „nah am Kind“ platziert. Greifen 
Kinder dabei zu, ist das nicht die Schuld der Eltern. Schließlich 
können sie ihren Nachwuchs beim Einkauf nicht vorab fesseln.

Kinder machen viel Freude, können aber durchaus relevanten Schaden verursachen. Längst ein 
„Klassiker“ ist zum Beispiel die vom Fußball zerstörte Fensterscheibe. Haften die Eltern in solchen 
Fällen generell? Bei der Beantwortung dieser Frage spielt neben dem Alter des Nachwuchses vor 
allem die Aufsichtspflicht der Erziehungsberechtigten eine entscheidende Rolle.

Foto: highwaystarz / Adobe Stock

Vor einigen Jahren widmete sich eine Ausstellung in Nürnberg geläufigen deutschen Redensarten. 
Dabei lieferte der Germanist Rolf-Bernhard Essig einige Erklärungen für deren Herkunft. Eine davon 
beschäftigte sich mit dem sprichwörtlichen roten Faden – lassen Sie sich überraschen!
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AUFLÖSUNG DES LETZTEN
RÄTSELS

Das Lösungswort zum Gewinnen eines Buchpreises bitte bis zum 15. September einsenden an: 
SoVD, Redaktion, Stichwort: „Kreuzworträtsel“, Stralauer Straße 63, 10179 Berlin, oder per E-Mail: kreuzwortraetsel@sovd.de. 

Bitte vergessen Sie nicht, Ihre Adresse anzugeben!
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Mit spitzer Feder

Politischer Nachwuchs

Buchtipp

Eine Frau besucht eine krebskranke Freundin im Krankenhaus. 
Seit Jahren haben sich die beiden nicht gesehen – nun könnte es 
das letzte Mal sein. Einsam in der fremden Stadt begegnet die jun-
ge Frau ihrer Vergangenheit und 
ihren Ängsten. Und dann wird sie 
von ihrer Freundin um einen Ge-
fallen gebeten: Sie soll ihre Hand 
halten, wenn sie sich mit Tablet-
ten das Leben nimmt, um dem 
Tumor zuvorzukommen. 

In ihrem Buch schreibt Sigrid 
Nunez von Freundschaft, vom 
Abschiednehmen, von Schick-
salsschlägen und von Hoffnungs-
schimmern.

Sigrid Nunez: Was fehlt dir. Auf-
bau Verlag, 222 Seiten, ISBN: 978-
3-351-03875-5, 20 Euro.

Möchten Sie ein Exemplar des 
vorgestellten Buches gewinnen? 
Dann schreiben Sie unter dem Betreff „Was fehlt dir“ entweder per 
E-Mail an: redaktion@sovd.de oder aber mit dem gleichen Stich-
wort per Post an: SoVD, Redaktion, Stralauer Straße 63, 10179 
Berlin. Einsendeschluss ist der 15. September.

Was fehlt dir
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Wir sind schon lange weltweit 
vernetzt und teilen Ideen und Wis-
sen mit lokalen Partnern. Damit 
arme und ausgegrenzte Menschen 
in Würde leben können. 

Wir teilen schon 
seit 1959.
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Der seriöse Herr im Anzug 
erinnert mehr an einen Versi-
cherungsvertreter als an einen 
Spaßmacher. Mit diesem Ein-
druck räumt Sebastian Pufpaff 
jedoch schnell auf. In seinem 
Bühnenprogramm empfiehlt er: 
„Lassen Sie die Realität hinter 
sich. Folgen Sie dem letzten in-
tegren Menschen des Planeten. 
Einem Kabarettisten.“

Bis vor Kurzem meldete sich 
der Satiriker, coronabedingt 
selbst im Homeoffice, mit „Noch 
nicht Schicht“ live aus seinem 
Arbeitszimmer. Für die Sendung 
erhielt er den Grimme-Preis.

Kein Job zum Verlieben
Martin Freemans Ehe litt unter der Schauspielerei

Stammt er wirklich von hanseatischen Schwarzpulverhändlern 
ab? Seiner Karriere zumindest dürfte der Name nicht geschadet 
haben. Am 15. September wird Komiker Sebastian Pufpaff 45.

Für Sebastian Pufpaff kam nur 
der Beruf Kabarettist infrage.

Foto: APress / imago

Nur ungern nahm Martin 
Freeman die Rolle des Bilbo 
Beutlin in „Der Hobit“ an. Denn 
für den Dreiteiler stand er zwei-
einhalb Jahre in Neuseeland vor 
der Kamera, weit weg von der 
Familie. Seine Frau Amanda Ab-
bington, ebenfalls Schauspiele-
rin, hatte Verständnis. 

Als die Karriere der beiden 
Fahrt aufnahm, wuchs jedoch 
auch die Entfremdung und sie 
trennten sich schließlich. In der 
Kult-Serie „Sherlock“ kam es 
noch einmal zum Wiedersehen: 
Er spielte Dr. John Watson, sie 
seine Ehefrau Mary.

Ein Name zum Erinnern
Kabarettist Sebastian Pufpaff heißt wirklich so

Die Kinofilme zu „Der Hobbit“ oder die Fernsehserie „Sherlock“ – 
Martin Freeman ist vielbeschäftigt. Dem Privatleben tat das nicht 
immer gut.  Am 8. September wird der Schauspieler 50 Jahre alt.

Martin Freeman ist wandelbar 
und als Darsteller sehr gefragt.

In der satirischen Krimiserie 
„Mord mit Aussicht“ spielte sie 
eine in die Eifel strafversetzte 
Kommissarin. Am Wiener Burg-
theater hatte es Caroline Peters 
dagegen mit anspruchsvolleren 
Rollen zu tun. Im vergangenen 
Jahr war sie bei den Salzburger 
Festspielen im „Jedermann“ als 
Buhlschaft zu sehen. 

In ebenjener Stadt begegnet 
man der Schauspielerin mit ein 
wenig Glück sogar persönlich. In 
dem Laden „Art Postal“ präsen-
tiert Caroline Peters gemeinsam 
mit ihrem Lebenspartner kunst-
voll gestaltete Postkarten.

Kunst zum Verschicken
Schauspielerin Caroline Peters verkauft Postkarten

Sie ist auf der Bühne ebenso erfolgreich wie vor der Kamera. Seit 
Kurzem betreibt die Schauspielerin auch ein Geschäft mit Kunstpost-
karten. Am 7. September feiert Caroline Peters ihren 50. Geburtstag.

Caroline Peters: statt „Mord mit 
Aussicht“ Karten zur Ansicht.

Ihab Yassin ist kleinwüchsig und läuft Parkour. Er will, dass unsere 
Gesellschaft Barrieren für Menschen mit Behinderungen abbaut.

Harrison Ford (li.) und George Lucas (re.) gratulierten Mark Hamill 
2008 zu seinem Stern auf dem „Hollywood Walk of Fame“.

Mit „Heinz der Stier“ ermöglicht Heinz Hoenig Kindern in Not einen 
Abenteuerurlaub auf Mallorca oder eine Auszeit im Harz.

Barrieren einfach überspringen

Eine Rolle für ein ganzes Leben

Raue Schale, weicher Kern

Ihab Yassin ist 1,30 Meter groß und betreibt mit dem Parkour-Laufen einen ungewöhnlichen Sport. 
Scheinbar mühelos überspringt er dabei Hürden und Barrieren. Im Alltag sieht das oft anders aus. 
„Mach dein Ding“ in der Reihe „einfach Mensch“ läuft am 11. September um 12 Uhr im ZDF.

Schauspieler*innen möchten nicht auf eine einzige Rolle reduziert werden. Doch nicht immer können 
sie das verhindern. Über 40 Jahre ist es her, dass Mark Hamill zum ersten Mal als Luke Skywalker auf 
der Kinoleinwand zu sehen war. Am 25. September feiert der „ewige Jedi-Ritter“ seinen 70. Geburtstag.

Der gelernte Schlosser war zunächst Sozialarbeiter („Streetworker“) in Berlin, bevor er mit dem Film 
„Das Boot“ als Schauspieler bekannt wurde. Mit seiner Initiative „Heinz der Stier“ kümmert er sich um 
psychisch traumatisierte Kinder und Jugendliche. Am 24. September wird Heinz Hoenig 70 Jahre alt.

Es geht um die Gestaltung 
des gemeinsamen Lebens von 
Menschen mit und ohne Behin-
derungen. Jeden Samstag läuft 
unter der Überschrift „einfach 
Mensch“ eine kurze Reportage 
im ZDF. Im Mittelpunkt stehen 
die Protagonist*innen selbst. Sie 
erzählen ihre Geschichte.

So auch der 25-jährige Ihab 
Yassin. Negative Äußerungen 
über seine Größe ärgern ihn. 
Wenn er jedoch beim „Parkour“ 
Hindernisse überwindet, strahlt 
Yassin Selbstbewusstsein aus. 
Seine Botschaft: „Mach Dein 
Ding! Glaube an Dich!“

Der junge Mark Hamill trat 
zunächst in Fernsehserien auf. 
Ein Freund riet ihm zum Vor-
sprechen für die Figur des Luke 
Skywalker. Und ebendiese Rolle 
ließ ihn den Rest seines Schau-
spielerlebens nicht mehr los.

Als sich Hamill anschickte, 
den Mozart im Film „Amadeus“ 
zu spielen, winkten die Produ-
zenten ab. Für einen „Jedi-Ritter“ 
hätten sie keine Verwendung. 
Der Darsteller hätte den Rat von 
Großmeister Yoda beherzigen 
sollen. Der warnte Luke in einer 
Szene von „Krieg der Sterne“: 
„Viel zu lernen du noch hast!“.

Seine Charaktere sind ehrlich 
und bodenständig. Häufig ver-
körpert er Bösewichte. Im TV-
Mehrteiler „Der große Bellheim“ 
etwa machte er Mario Adorf als 
skrupelloser Spekulant das Le-
ben schwer. Privat stehen für 
Heinz Hoenig dagegen andere 
Dinge im Mittelpunkt. 

Mit pädagogischen Projekten 
will der Schauspieler Kindern 
zu positiven Erfahrungen und 
somit zu mehr Selbstwertgefühl 
verhelfen. Für sein Engagement 
gegen den Konsum von Drogen 
und gegen Gewalt wurde Heinz 
Hoenig 2005 ausgezeichnet.

ZDF widmet sich mit einer Reihe von Kurzreportagen dem Thema Inklusion

Mark Hamill spielt seit 1977 den Luke Skywalker in „Krieg der Sterne“ („Star Wars“)

„Heinz der Stier“ – Filmbösewicht Heinz Hoenig sorgt sich um Kinder

Foto: Maximilian Klapdar / ZDF

Foto: Starface / imago

Foto: Sascha Radke / picture-allianceFoto: Future Image / imago

Foto: Future Image / imago
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